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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 

1. Abgeordnete 
Eva 
Bulling-Schröter 
(DIE LINKE.) 

In welcher Entfernung von der Küstenlinie nach
§ 5 Nummer 36 zweiter Halbsatz des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG) 2014 befinden 
sich die bis zum 31. Dezember 2015 in Betrieb 
gegangenen und nach dem EEG vergüteten Off-
shore-Windparks (in Seemeilen), und in welcher
Wassertiefe (in Meter) befinden sich die einzel-
nen Windparks? 

 
2. Abgeordnete 

Eva 
Bulling-Schröter 
(DIE LINKE.) 

Für welchen Zeitraum (in Jahren und Monaten) 
erhalten die in Frage 1 genannten Offshore-
Windparks aufgrund ihrer örtlichen Lage eine
erhöhte Anfangsvergütung, und welche reale
Durchschnittsvergütung über 20 Jahre ergibt sich 
für die einzelnen Windparks unter Berücksichti-
gung einer realistischen Inflation und einem rea-
listischen Zinssatz (bitte in Ct/kWh und unter An-
gabe der verwendeten Annahmen zu Inflation,
Zinssatz etc. angeben)? 

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 4. März 2016 

Die Fragen 1 und 2 werden vor dem Hintergrund der Antworten der 
Bundesregierung auf Ihre Schriftlichen Fragen 7 bis 9 (Bundestags-
drucksache 18/7473) zusammen beantwortet. 

Die bis zum 31. Dezember 2015 in Betrieb gegangen Offshore-Wind-
parks in der Nord- und Ostsee befinden sich in sehr unterschiedlichen 
Wassertiefen und in unterschiedlicher Küstenentfernung. Außerdem 
sind aufgrund der großen räumlichen Ausdehnung der Windparks die 
Wassertiefen innerhalb einzelner Windparks sehr unterschiedlich. 

Hinzu kommt, dass die genaue Festlegung der maßgeblichen Wasser-
tiefe und der Küstenentfernung für die Vergütungsregelung nach dem 
EEG für jede Anlage des einzelnen Windparks im bilateralen Verhältnis 
zwischen dem zuständigen Übertragungsnetzbetreiber und dem Wind-
park erfolgt. Diese Daten liegen dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) nicht vor. 

Entsprechend den Untersuchungen des Leipziger Instituts für Energie  
im Auftrag des BMWi (www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/XYZ/ 
zwischenbericht-vorhaben-2e,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache= 
de,rwb=true.pdf; siehe Tabelle 91) belaufen sich die durchschnittlichen 
Verlängerungszeiträume auf zwei bis zweieinhalb Jahre. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 2 –  Drucksache 18/7842 

Offshore-Windparks erhalten in Abhängigkeit vom Inbetriebnahmezeit-
punkt, vom gewählten Vergütungsmodell und ohne die Berücksichti-
gung von Küstenentfernung und Wassertiefe bei einer unterstellten In-
flation von 2 Prozent ca. 12 bis 13 Ct/kWh. Unterstellt man entspre-
chend des EEG-Erfahrungsberichtes durchschnittliche Werte für den 
Verlängerungszeitraum aufgrund der Küstenentfernung und Wassertiefe 
(bis zu zweieinhalb Jahre), so erhöht sich die durchschnittliche Vergü-
tung um bis zu 1 Ct/kWh. 

 

3. Abgeordneter 
Klaus Ernst 
(DIE LINKE.) 

Ist unter demokratischen Gesichtspunkten nach
Auffassung der Bundesregierung eine Zustim-
mung zur vorläufigen Anwendung des CETA zu 
rechtfertigen, die laut dem Wissenschaftlichem 
Dienst des Bundestages weder der Abstimmung
des EU-Parlamentes noch der nationalen Parla-
mente der EU-Mitgliedstaaten bedarf (s. Gutach-
ten PE 6-300-19-16), aber dennoch Schadenser-
satzklagen nach sich ziehen kann, wenn der Ver-
trag anschließend nicht in Kraft tritt (vgl. den ver-
öffentlichten CETA-Vertragstext vom 26. Sep-
tember 2014, S. 490: „4. Notwithstanding para-
graphs 1 and 2, If the provisional application of
this Agreement is terminated and it does not enter
into force, a claim may be submitted pursuant to
the provisions of this Agreement, regarding any
matter arising during the period of the provisional 
application of this Agreement, pursuant to the
rules and procedures established in this Agree-
ment, and provided no more than three (3) years
have elapsed since the date of termination of the
provisional application.“)? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 7. März 2016 

Auf die Antworten der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Frage 10 
(Bundestagsdrucksache 18/7473) sowie die von Ihnen gestellten Nach-
fragen wird verwiesen. 

Enthält ein völkerrechtlicher Vertrag der Europäischen Union auch Re-
gelungskomplexe, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, 
wird der jeweils in die Kompetenz der Europäischen Union fallende Ab-
kommensteil nach den Vorschriften des Unionsrechts und der in mit-
gliedstaatliche Kompetenz fallende Teil nach den Vorschriften des je-
weiligen nationalen Rechts ratifiziert. 

Die in die europäische Zuständigkeit fallenden Teile des Abkommens 
sollen bereits nach Zustimmung von Rat und Europäischem Parlament 
angewendet werden, ohne dass darauf gewartet werden muss, dass die 
Ratifizierungsverfahren in den 28 Mitgliedstaaten für die in mitglied-
staatliche Kompetenz fallenden Bereiche des Abkommens durchgeführt 
wurden. 
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Die Bundesregierung geht im Fall des CETA davon aus, dass es sich um 
ein gemischtes Abkommen handeln wird. Die vorläufige Anwendung 
des in die europäische Zuständigkeit fallenden Abkommensteils erfolgt, 
wie bereits ausgeführt, erst dann, wenn das Europäische Parlament dem 
Abkommen zugestimmt hat. Die vorläufige Anwendung des Abkom-
mens ist deshalb vollständig demokratisch durch die Zustimmung der 
Regierungen der Mitgliedstaaten im Rat und die Zustimmung des Euro-
päischen Parlaments legitimiert. 

Die Investitionsschutzbestimmungen sowie Regelungen zur Beilegung 
von Investor-Staat-Streitigkeiten im CETA müssen nach Auffassung der 
Bundesregierung von der vorläufigen Anwendung ausgenommen wer-
den, da hier auch mitgliedstaatliche Kompetenzen betroffen sind. Vor 
diesem Hintergrund werden während der vorläufigen Anwendung von 
CETA keine Klagen auf Basis der im CETA enthaltenen Investitions-
schutzbestimmungen möglich sein. 

 

4. Abgeordneter 
Dieter Janecek 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Instrumente nutzt die Bundesregierung,
um den Einfluss des Faktors Fremdenfeindlich-
keit in Deutschland auf Standortentscheidungen
von ausländischen Unternehmen zu bewerten,
und wie hat sich diese Einflussgröße nach Kennt-
nis der Bundesregierung im Verlauf der letzten
zehn Jahre verändert? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung hat keine Instrumente, um den Einfluss des Faktors 
Fremdenfeindlichkeit in Deutschland auf Standortentscheidungen von 
ausländischen Unternehmen zu bewerten. 

 

5. Abgeordneter 
Dieter Janecek 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern hat sich nach Kenntnis der Bundesre-
gierung die Arbeit der Gesellschaft Germany 
Trade and Invest (GTAI) infolge der seit 
Herbst 2014 regelmäßig stattfindenden Pegida-
Demonstrationen und der zunehmenden Häufig-
keit von rechtsextremen Straftaten verändert, und 
hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, in
wie viel Prozent der Gespräche zwischen der
GTAI und potentiellen Investoren das Problem
Fremdenfeindlichkeit thematisiert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 7. März 2016 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass sich die Arbeit der GTAI 
infolge der Pegida-Demonstrationen und rechtsextremen Straftaten ver-
ändert hat. Die genannten Ereignisse haben bisher keinen messbaren 
Einfluss auf die Arbeitsergebnisse der GTAI. 
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Die GTAI führt mehr als 10 000 Gespräche mit ausländischen Investoren 
pro Jahr. Aktuell wurde nach Auskunft der GTAI das Thema Fremden-
feindlichkeit in sehr wenigen Gesprächen angesprochen. 

 

6. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche öffentlichen Forschungsgelder vom Bund 
haben die deutschen Autokonzerne in den vergan-
genen fünf Jahren im Hinblick auf Antriebs-
technologien erhalten (bitte unter Angabe der
Höhe, der geförderten Antriebstechnologie und
des Forschungsergebnisses nennen)? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 4. März 2016 

Die deutschen Autokonzerne haben in den letzten fünf Jahren (Zeitraum 
von 2011 bis 2015) Zuwendungen erhalten in Höhe von etwa 146 Mio. 
Euro für Forschungsprojekte aus dem Bereich der Antriebstechnologien. 

Die beigefügte Tabelle gibt einen Überblick über die Forschungspro-
jekte und ist unterteilt nach den Antriebsarten (Elektroantrieb, Hybrid-
antrieb, Verbrennungstechnologie). Hierbei wird ebenfalls die Brenn-
stoffzellenentwicklung berücksichtigt. 

In der ersten Spalte werden die Unternehmen, d. h. die in Deutschland 
ansässigen OEM (OEM = Original Equipment Manufacturer) bzw. de-
ren relevanten Tochterunternehmen, aufgelistet. Es folgen die Projekt-
bezeichnung, das Förderkennzeichen und die Fördersumme für den Zeit-
raum von 2011 bis 2015. In der letzten Spalte befindet sich stichwortar-
tig eine kurze Darstellung von Projektergebnissen, sofern diese bereits 
vorliegen. Bei Projekten, die erst dieses Jahr oder in den Folgejahren 
enden werden, ist das derzeit zumeist nicht der Fall. 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 5 –  Drucksache 18/7842 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 6 –  Drucksache 18/7842 

 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 7 –  Drucksache 18/7842 

 

 

 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 8 –  Drucksache 18/7842 

 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 9 –  Drucksache 18/7842 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 10 –  Drucksache 18/7842 

 

 

 

 

 

 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 11 –  Drucksache 18/7842 

 
 

7. Abgeordnete 
Caren Lay 
(DIE LINKE.) 

Wann wird die Bundesregierung den angekündig-
ten Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer
Berufszulassungsregelung für gewerbliche Im-
mobilienmakler und Verwalter von Wohnungsei-
gentum vorlegen, und wie ist der derzeitige Stand
der Ausarbeitung? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 4. März 2016 

Die Bundesregierung wertet derzeit die Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates zu der am 2. Dezember 2015 durchgeführten Sach-
verständigenanhörung zu dem Referentenentwurf zur Einführung einer 
Berufszulassungsregelung für gewerbliche Immobilienmakler und Ver-
walter von Wohnungseigentum aus und wird im Anschluss über die wei-
tere Zeitplanung entscheiden. 
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8. Abgeordneter 
Özcan Mutlu 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
bezüglich der Bestechungsvorwürfe gegenüber
einem deutschen Unternehmen im Rahmen eines
Antrages zur Ausstattung von sechs U-Booten für 
die Türkei vor, und welche Konsequenzen zieht
die Bundesregierung daraus (www.dtj-online.de/
u-boot-geschaefte-mit-der-tuerkei-deutsches- 
unternehmen-soll-militaers-geschmiert-haben-
70838)? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 4. März 2016 

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse zu den in der 
Frage genannten Bestechungsvorwürfen vor. Sollten Zweifel an der Zu-
verlässigkeit eines deutschen Unternehmens bestehen, u. a. aufgrund be-
lastbarer und konkreter Anhaltspunkte für strafrechtlich relevantes Ver-
halten heute verantwortlicher Unternehmensvertreter, wäre im Kriegs-
waffenbereich eine Aussetzung von Ausfuhrgenehmigungsverfahren für 
das entsprechende Unternehmen möglich. 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

9. Abgeordnete 
Katja Keul 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Projekte der internationalen rechtlichen
Zusammenarbeit hat die Bundesregierung im
Jahr 2015 gefördert, und wie viele Projekte hat sie 
bisher im Jahr 2016 gefördert (bitte nach den be-
teiligten Bundesministerien Auswärtiges Amt,
Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz und Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung und Mit-
teleinsatz aufschlüsseln)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 8. März 2016 

Anliegend wird eine Liste der Projekte der internationalen rechtlichen 
Zusammenarbeit übermittelt, die von der Bundesregierung im Jahr 2015 
und bisher im Jahr 2016 gefördert wurden. Gelistet sind Projekte, deren 
Hauptinhalt die internationale rechtliche Zusammenarbeit ist. Daneben 
gibt es auch zahlreiche Projekte, die lediglich Elemente aus dem Bereich 
der internationalen rechtlichen Zusammenarbeit enthalten. Diese sind in 
der anliegenden Liste nicht erfasst. 
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10. Abgeordnete 
Katrin Kunert 
(DIE LINKE.) 

Mit welchen bewaffneten syrisch-arabischen 
Gruppierungen kooperieren nach Kenntnis der
Bundesregierung die kurdischen Volksverteidi-
gungseinheiten YPG (Yekîneyên Parastina Gel) 
in ihrem Operationsgebiet in Nordsyrien, und
welche anderen aufständischen Gruppierungen –
die nicht mit dem sogenannten Islamischen Staat 
verbündet oder diesem zuzurechnen sind – be-
kämpfen die YPG-Kräfte des kurdischen Selbst-
verwaltungskantons Afrin nach Kenntnis der
Bundesregierung aktuell in der Region um die
Stadt Azaz nahe an der Grenze zur Türkei? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 4. März 2016 

Der Konflikt in Syrien ist von einem ausgesprochen hohen Maß an Kom-
plexität und Volatilität gekennzeichnet. Dies bedingt eine kaum durch-
dringbare Gegnerschaft bzw. Kooperation zwischen den zahlreichen vor 
Ort befindlichen bewaffneten Gruppierungen. Dies trifft auch auf die 
YPG zu, so dass sich die Frage nach Partnern und Gegnern der YPG 
nicht abschließend beantworten lässt. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 15 –  Drucksache 18/7842 

Soweit bekannt ist, operiert die YPG in Nordsyrien im Verbund der am 
10. Oktober 2015 in der Provinz Hasaka gegründeten Syrian Democratic 
Forces (SDF). Zu den Gründungsmitgliedern gehören laut Selbstdarstel-
lung, neben der YPG, der Syriac Military Council (christliche Miliz aus 
der Provinz Qamishli), Liwa Thuwar al-Raqqa (Rest der Freien Syri-
schen Armee (FSA), Liwa al-Tharir (Rest-FSA), Al-Sanadid Forces 
(Gruppe von Stammeskämpfern des arabischen Shammar-Stamms)  
sowie das Bündnis Jaish al-Thuwar (Koalition von verschiedenen Frak-
tionen von der Rest-FSA, u. a Liwa al-Seljuk, Kataib Shams al-Shamal, 
Jabhat al-Akrad, Liwa 99 Masha, Liwa Shuhada al-Atarib und Liwa  
Shahada Sultan Selim) aus den Provinzen Hama, Idlib, Aleppo und  
Raqqa. Darüber hinaus haben sich Pressedarstellungen zufolge die 
Gruppen Katibat Ahrar Jarabulus (im Januar 2016) und Jaish al-Ashair 
(Gruppe von Stammeskämpfern aus der Provinz Raqqa, im Feb-
ruar 2016) den SDF angeschlossen. Nach Einschätzung der Bundesre-
gierung sind die YPG jedoch die dominante Kraft innerhalb der SDF. 

Die weitere Beantwortung der Frage kann aus Gründen des Staatswohls 
nicht offen erfolgen. Arbeitsmethoden und Vorgehensweisen des Bun-
desnachrichtendienstes sind im Hinblick auf die künftige Erfüllung des 
gesetzlichen Auftrags aus § 1 Absatz 2 des Gesetzes über den Bundes-
nachrichtendienst (BNDG) besonders schutzwürdig. Ebenso schutzbe-
dürftig sind Einzelheiten zu der nachrichtendienstlichen Erkenntnislage. 
Eine Veröffentlichung von·solchen Einzelheiten würde zu einer wesent-
lichen Schwächung der dem Bundesnachrichtendienst zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Informationsgewinnung führen und ließe 
Rückschlüsse auf die Aufklärungsschwerpunkte, Methoden der Erkennt-
nisgewinnung und Kooperationen mit anderen Nachrichtendiensten zu. 
Dies würde für die Auftragserfüllung des Bundesnachrichtendienstes 
Nachteile zur Folge haben. Insofern könnte die Offenlegung entspre-
chender Informationen für die Sicherheit und die Interessen der Bundes-
republik Deutschland nachteilig sein. Deshalb sind die entsprechenden 
Informationen als Verschlusssache gemäß § 3 Nummer 4 der Ver-
schlusssachenanweisung (VSA) mit dem VS-Grad „VS-Nur für den 
Dienstgebrauch“ eingestuft.* 

 

11. Abgeordnete 
Katrin Kunert 
(DIE LINKE.) 

Mit welchen anderen bewaffneten aufständischen
Gruppierungen kooperiert nach Kenntnis der Bun-
desregierung die dem Terrornetzwerk Al-Qaida 
zugehörige Al-Nusra-Front im syrischen Bürger-
krieg, und könnten nach aktuellem Erkenntnis-
stand der Bundesregierung neue Auseinanderset-
zungen mit ihren bisherigen Kooperationspartnern
ausbrechen, falls diese den von Russland und den
USA getroffenen Verabredungen für eine Feuer-
pause Folge leisten, von denen die Al-Nusra-Front 
ausdrücklich ausgenommen bleiben soll (bitte er-
läutern)? 

                                                            
* Das Auswärtige Amt hat Teile der Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer vom 4. März 2016 als „VS – Nur für den Dienstge-

brauch“ eingestuft. 
Von der Veröffentlichung auf einer Bundestagsdrucksache wird abgesehen. Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen 
Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden. 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 4. März 2016 

Wie schon in der Antwort auf Frage 10 gesagt, gibt es im syrischen Kon-
flikt kaum durchdringbare Gegnerschaften bzw. Kooperationen zwi-
schen den zahlreichen vor Ort befindlichen bewaffneten Gruppierungen. 
Dies trifft auch auf die Al-Nusra-Front zu, so dass sich auch die Frage 
nach Partnern und Gegnern der Al-Nusra-Front nicht abschließend be-
antworten lässt. 

Die weitere Beantwortung der Frage kann nicht offen erfolgen, da die 
erbetenen Auskünfte Informationen zu Aufklärungsaktivitäten und Ana-
lysemethoden wie auch zur aktuellen Aufgabenerfüllung des Bundes-
nachrichtendienstes preisgeben. Arbeitsmethoden und Vorgehensweisen 
des Bundesnachrichtendienstes sind im Hinblick auf die künftige Auf-
tragserfüllung besonders schutzbedürftig, ihre Veröffentlichung ließe 
Rückschlüsse auf die Fähigkeiten, Methoden und Aufklärungsschwer-
punkte zu. Eine Veröffentlichung von Einzelheiten betreffend solche Fä-
higkeiten würde zu einer wesentlichen Schwächung der den Nachrich-
tendiensten zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Informations-
gewinnung führen. Dies könnte die Effektivität der nachrichtendienstli-
chen Aufklärung beeinträchtigen, was wiederum für die Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland schädlich sein kann. Deshalb sind die ent-
sprechenden Informationen als Verschlusssache gemäß der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des Innern zum materi-
ellen und organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (VS-Anwei-
sung – VSA) mit dem VS-Grad „VS-Vertraulich“ eingestuft.* 

 

12. Abgeordneter 
Niema Movassat 
(DIE LINKE.) 

Welche konkreten Schritte sind vonseiten des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) und des Aus-
wärtigen Amts (AA) geplant, die bisher zugesag-
ten Soforthilfemaßnahmemittel für das östliche
und insbesondere für das südliche Afrika zur Be-
kämpfung der Folgen von El Niño (BMZ bisher 
ca. 70 Mio., AA bisher 5,6 Mio. Euro) in Anbe-
tracht eines von den Vereinten Nationen (UN) be-
zifferten Finanzbedarfs von bis zu 5 Mrd. US-
Dollar (Hintergrundpapier der Organisation Brot 
für die Welt an den Ausschuss für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung des Deutschen
Bundestages vom 22. Februar 2016) zu erhöhen 
(bitte um Auflistung der Höhe der Aufstockung,
der Zielländer und der geplanten Mittelverwen-
dung), und wie rechtfertigt es die Bundesregie-
rung, dass für die Bekämpfung einer der 
schlimmsten Dürrekatastrophen der letzten Jahr-
zehnte, die 20 Millionen Menschen im östlichen 
Afrika und 14 Millionen Menschen im südlichen
 
 
 

                                                            
* Das Auswärtige Amt hat Teile der Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer vom 4. März 2016 als „VS – Vertraulich“ eingestuft. 

Von einer Veröffentlichung auf einer Bundestagsdrucksache wird daher abgesehen. Berechtigte haben die Möglichkeit, in der Geheim-
schutzstelle des Deutschen Bundestages Einsicht in die Antwort zu nehmen. 
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Afrika in Ernährungsunsicherheit gestürzt hat
(www.welthungerhilfe.de/fileadmin/user_upload/ 
Themen/Klima/el-nino/el_nino_afrika_faktenblatt_ 
welthungerhilfe_2_2016.pdf), bisher gerade ein-
mal ein Fünftel der Summe bereitgestellt wurde,
die der 26-stündige G7-Gipfel in Elmau 2015 der 
öffentlichen Hand nach Berechnungen des Bundes
der Steuerzahler von Bayern kostete (360 Mio. 
Euro, siehe: www.merkur.de/bayern/g7-gipfel-
elmau-2015-steuerzahlerbund-g7-gipfel-kostet-
bis-360-millionen-euro-meta-5048432.html)? 

Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer 
vom 4. März 2016 

Die Bundesregierung plant die in der angefügten Tabelle aufgelistete Er-
höhung der Hilfsmaßnahmen zur Bekämpfung der Folgen von El Niño 
im östlichen und südlichen Afrika. 

Die Förderung weiterer Hilfsmaßnahmen und eine mögliche Aufsto-
ckung bestehender Vorhaben in den betroffenen Ländern – sowohl zur 
kurzfristigen Verbesserung der Situation als auch mittel- und langfristig 
zur Resilienzstärkung – werden geprüft. 

Die Förderung von Maßnahmen des Welternährungsprogramms im Su-
dan und in Somalia in zweistelliger Millionenhöhe sowie im Südsudan 
über 4 Mio. Euro sind in Planung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

13. Abgeordneter 
Volker Beck (Köln) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern hält die Bundesregierung eine landes-
rechtliche Verordnungsermächtigung zur Vertei-
lung von Ausländern, denen die Flüchtlingseigen-
schaft zuerkannt wurde (vgl. Artikel 11 des Ent-
wurfs eines Bayerischen Integrationsgesetzes),
für vereinbar mit Artikel 26 der Genfer Flücht-
lingskonvention, wonach Flüchtlinge ihren Auf-
enthaltsort wählen dürfen, und inwiefern hält die 
Bundesregierung eine Regelung, nach der be-
stimmte (aber nicht alle) Ausländer anders als
Deutsche wegen bestimmter Regelverstöße zur
Teilnahme an einem Grundkurs über die Werte
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
verpflichtet werden können (vgl. Artikel 13 des 
Entwurfs eines Bayerischen Integrationsgesetzes),
für vereinbar mit dem Gleichheitsgrundsatz? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 8. März 2016 

Die Bundesregierung nimmt zu Gesetzentwürfen der Länder sowie zu 
abstrakten Rechtsfragen nicht Stellung. 

 

14. Abgeordneter 
Volker Beck (Köln) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

An welchen Standorten planen die Bundesregie-
rung und nach Kenntnis der Bundesregierung die
Länder, beschleunigte Asylverfahren in Außen-
stellen des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF), die einer besonderen Aufnahme-
einrichtung zugeordnet sind, durchzuführen (§ 30
des Asylgesetzes – AsylG in der Fassung des sog.
Asylpakets II), und inwiefern teilt die Bundesre-
gierung die Auffassung des BAMF, dass Folgean-
tragsteller „nur nach einer vorherigen Ausreise in
eine BAE aufgenommen werden [dürfen]“ (Stel-
lungnahme zur Anhörung im Innenausschuss des
Deutschen Bundestages am 22. Februar 2016, 
Ausschussdrucksache 18(4)511 E, S. 2)? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 8. März 2016 

Es sind mehrere Standorte für besondere Aufnahmeeinrichtungen (BAE) 
im Gespräch, die Länder haben hierüber aber noch nicht abschließend 
entschieden. Dieser Entscheidung wird die Entscheidung über die zuge-
ordneten Außenstellen des BAMF folgen. 

Das BAMF hat mit der zitierten Aussage, dass Folgeantragsteller nur 
nach einer vorherigen Ausreise in einer besonderen Aufnahmeeinrich-
tung aufgenommen werden „dürften“, die voraussichtliche zukünftige 
Vorgehensweise im Ergebnis zutreffend wiedergegeben. 
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15. Abgeordnete 
Sevim Dağdelen 
(DIE LINKE.) 

Ab wann soll die Regelung gelten, dass bestimmte
Asylsuchende bereits vor der formellen Asylan-
tragstellung Zugang zu Integrationskursen erhalten
(Nachfrage zur Antwort auf meine Mündliche
Frage 10. Plenarprotokoll 18/154, S. 15189f, An-
lage 8), und soll der Zugang zu Integrationskursen
in diesen Fällen nur nach Abschluss der Dublin-
prüfung oder unabhängig hiervon möglich sein,
was nach meiner Auffassung bedeuten könnte,
dass der Kurs für den Fall einer Überstellung in 
einen anderen Mitgliedstaat der EU abgebrochen 
werden müsste? 

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 7. März 2016 

Die Regelung, dass bestimmte Asylsuchende bereits vor der formellen 
Asylantragstellung Zugang zu Integrationskursen erhalten, wendet das 
BAMF seit Ende Februar 2016 an. Zugelassen werden können Asylsu-
chende, die eine Aufenthaltsgestattung besitzen und bei denen ein recht-
mäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist (§ 44 Absatz 4 
Satz 2 Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes). Die Bundesregierung 
möchte dadurch einen schnellen Zugang zum Spracherwerb als zentrale 
Integrationsmaßnahme sicherstellen. Es wird nicht die Gefahr gesehen, 
dass es durch dieses Verfahren zu einem häufigen Abbruch des Integra-
tionskurses kommt. 

 

16. Abgeordnete 
Ulla Jelpke 
(DIE LINKE.) 

Wie oft hat das BAMF seit dem 1. Januar 2016 
welche Art von Flüchtlingsschutz erteilt (bitte
nach subsidiärem Schutzstatus und Flüchtlingsa-
nerkennung sowie nach den sechs wichtigsten
Herkunftsländern differenzieren und die Zahl der
minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge nen-
nen, die subsidiären Schutz bzw. eine Flücht-
lingsanerkennung erhalten haben), und welche
Angaben kann das BAMF zur Asylverfahrens-
dauer bei syrischen Asylsuchenden seit dem Wie-
dereintritt in individuelle Asylanhörungen zum
1. Januar 2016 machen (soweit möglich, auch dif-
ferenzieren nach der Dauer bis zur Anhörung, 
Dauer der Anhörung, Dauer ab der Abhörung bis 
zur Entscheidung)? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Das BAMF hat vom 1. Januar bis zum 29. Februar 2016 im Sinne der 
Frage folgende Asylentscheidungen getroffen: 
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 Entscheidungen des BAMF im Jan. und Feb. 2016 

Asyl Art.  
16a GG u.  
Fam.Asyl 

(GFK)  
Flüchtlings- 
schutz 

Subsidiärer  
Schutz 

Abschie- 
bungs- 
verbot 

alle Herkunfts- 
länder 

340 64.330 465 555 

darunter unbe-
gleitete minderj. 
Flüchtlinge 

8 709 11 52 

nach Herkunfts- 
ländern: 

        

Syrien 167 51.510 39 95 

Irak 49 4.011 148 28 

Afghanistan 8 402 99 210 

Ungeklärt 6 2.573 5 2 

Albanien 0 2 15 11 

Iran 28 265 5 13 
 
Zur Asylverfahrensdauer bei syrischen Asylsuchenden können im Sinne 
der Frage folgende Angaben gemacht werden: 

Im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 29. Februar 2016 wurden zum Her-
kunftsland Syrien 52 381 Entscheidungen getroffen. Die durchschnittli-
che Verfahrensdauer betrug dabei 2,5 Monate. Für Personen, bei denen 
eine Anhörung durchgeführt wurde (1 614), betrug die durchschnittliche 
Dauer von der Antragstellung bis zur Anhörung 2,4 Monate und die 
Dauer ab der Anhörung bis zur Entscheidung 2 Monate. Insgesamt be-
trug die Verfahrensdauer der angehörten Personen aus dem Herkunfts-
land Syrien 4,4 Monate. Nach Schätzungen des BAMF beträgt die 
durchschnittliche Dauer der Asylanhörungen allgemein etwa 100 Minu-
ten, bei syrischen Asylantragstellern etwa 45 Minuten. 

 

17. Abgeordnete 
Ulla Jelpke 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch war die Zahl der im EASY-System 
(EASY = Erstverteilung von Asylbegehrenden) re-
gistrierten Asylsuchenden im Monat Februar 2016
(bitte nach den sechs wichtigsten Hauptherkunfts-
ländern differenzieren, soweit davon nicht erfasst,
bitte auch die Zahlen für die Länder Albanien,
Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien,
Montenegro, Serbien, Tunesien, Marokko und 
Algerien nennen), und wie hoch war die Zahl der
Grenzabweisungen an der deutsch-österreichi-
schen Grenze in den Monaten Januar bzw. Feb-
ruar 2016 (bitte jeweils auch nach den wichtigsten
Hauptherkunftsländern differenzieren)? 
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Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Zugangszahlen aus dem System EASY für Februar 2016 

TOP HKL Asylsuchende 
1 Syrien 24.612 
2 Irak 12.355 
3 Afghanistan 12.121 
4 Iran 1.892 
5 Somalia 652 
6 Russische Föderation 650 
12 Serbien 384 
13 Albanien 359 
17 Marokko 274 
18 Algerien 263 
20 Mazedonien 248 
22 Kosovo 214 
33 Bosnien und Herzegowina 120 
41 Tunesien 62 
50 Montenegro 22 
Gesamt – Summe alle HKL 61.428 

 
Die Bundespolizei hat im Januar und Februar 2016 (Stand bis zum 
22. Februar 2016) 6 708 Personen an der deutsch-österreichischen Land-
grenze zurückgewiesen. Die wichtigsten Herkunftsländer im Januar 2016 
waren Afghanistan (1 162), Marokko (689), Iran (587), Irak (511) und  
Syrien (494). Für den Februar dieses Jahres kann erfassungsbedingt noch 
keine staatenbezogene Differenzierung erfolgen. Aufgrund von Nach-/ 
Korrekturmeldungen sind geringfügige Änderungen künftig möglich. 

 

18. Abgeordneter 
Jan Korte 
(DIE LINKE.) 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung
getroffen, um die 125 am 24. Februar 2016 in die 
Islamische Republik Afghanistan gebrachten Asyl-
bewerber (www.n-tv.de/politik/Deutschland-fliegt-
125-Afghanen-zurueck-article17070006.html) vor 
der Bedrohung „durch terroristisch oder kriminell 
motivierte Gewaltakte“ zu schützen, und inwie-
weit hat sie die ausgeflogenen Menschen unter-
stützt, „bereits bei der Planung des Aufenthaltes
[...] die Sicherheitslage und die daraus resultie-
renden Bewegungseinschränkungen“ zu beach-
ten, wie es das Auswärtige Amt in seiner Reise-
warnung für das Land empfiehlt? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Bei den am 23./24. Februar 2016 nach Afghanistan mit einer Charterma-
schine gebrachten 125 Personen handelte es sich ausschließlich um frei-
willige Rückkehrer, die aus verschiedenen Gründen die Bundesrepublik 
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Deutschland verlassen und wieder in ihr Heimatland zurückkehren woll-
ten. Aufgrund ihres persönlichen Antrages haben sie dabei Unterstützung 
aus dem Bund-Länder-Programm REAG GARP zur Unterstützung der 
freiwilligen Rückkehr erhalten und wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland vor der Ausreise und bei der Ankunft in Kabul bei Fragen 
des weiteren inländischen Transfers von der Internationalen Organisation 
für Migration (IOM) unterstützt. Eine Fortführung dieser Programme und 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit der IOM ist angedacht. Außerdem 
prüft die Bundesregierung derzeit, ob Deutschland die afghanische Regie-
rung in ihrem Jobs-for-Peace-Ansatz unterstützen kann. Der Bundesmi-
nister Dr. Thomas de Maizière hat dem Staatspräsidenten Aschraf Ghani 
zugesagt, Afghanistan bei der Reintegration der Rückkehrer zu unterstützen. 

 

19. Abgeordneter 
Jan Korte 
(DIE LINKE.) 

Wo genau befinden sich „sichere Gebiete“ in 
Afghanistan, die der Bundesminister des Innern 
bei seinem Aufenthalt dort ausgemacht hat, und
wieso teilt er seine Erkenntnisse nicht mit dem
Auswärtigen Amt, welches in seiner Reisewar-
nung vor Risiken in „ganz Afghanistan“ warnt,
„Opfer einer Entführung oder eines Gewaltver-
brechens zu werden. Auch in der Hauptstadt Ka-
bul können Attentate, Überfälle, Entführungen
und andere Gewaltverbrechen nicht ausgeschlos-
sen werden. […] Im übrigen Land bestehen teil-
weise noch deutlich höhere Sicherheitsrisiken“? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Mit Beschluss vom 3./4. Dezember 2015 stellte die Ständige Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) einvernehmlich fest, 
dass die Sicherheitslage Afghanistans eine Rückkehr ausreisepflichtiger 
afghanischer Staatsangehöriger grundsätzlich erlaubt. 

Pauschale Aussagen über die Sicherheitslage in einzelnen Gebieten  
Afghanistans sind nicht möglich. Es gibt Regionen mit aktiven Kampf-
handlungen und Gebiete, in denen die Lage trotz punktueller Sicher-
heitsvorfälle vergleichsweise stabil ist und eine Rückkehr ausreise-
pflichtiger afghanischer Staatsangehöriger grundsätzlich erlaubt. Vor  
allem in größeren Städten wie Kabul, Herat und Mazar-e Sharif gibt es 
trotz Anschlägen ein vergleichsweise normales Alltagsleben, weshalb es 
die meisten Binnenmigranten dorthinzieht. 

Die Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amtes richten sich 
an deutsche Staatsangehörige, die einen Aufenthalt in Afghanistan ins 
Auge fassen, und machen auf besondere Risiken für Reisende und im 
Ausland lebende Deutsche aufmerksam. Sie richten sich nicht an die af-
ghanische Zivilbevölkerung. 
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20. Abgeordneter 
Dr. Alexander S. 
Neu 
(DIE LINKE.) 

Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zur
Frage, inwiefern nach der Einführung systemati-
scher Kontrollen an den Außengrenzen der Euro-
päischen Union (Deutschlandfunk vom 25. Feb-
ruar 2016) und dem nun verpflichtenden Abgleich
der Ausweispapiere von EU-Staatsangehörigen 
mit dem Schengener Informationssystem sowie
der Interpol Datenbank SLTD auch weitere EU-
Datenbanken beim Grenzübertritt abgefragt wer-
den sollten, insbesondere die Visumdatenbank,
die Fingerabdruckdatenbank EURODAC und ein 
zukünftiges EU-Passagierdatenregister, und was
ist der Bundesregierung über Diskussionen auf
EU-Ratsebene bekannt, dass die vier EU-Daten-
banken hierfür sogar untereinander vernetzt wer-
den könnten oder sollten? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Nach der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 (Schengener Grenzkodex) 
sind alle Personen beim Überschreiten der Schengen-Außengrenzen zu 
kontrollieren. Lediglich Umfang und Intensität der Grenzkontrollen sind 
differenziert normiert. 

Die Beratungen auf EU-Ebene über den Vorschlag der Europäischen 
Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlamentes und 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 hinsichtlich 
eines verstärkten Abgleichs mit einschlägigen Datenbanken an den Au-
ßengrenzen dauern noch an. 

Nach Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe aa des Schengener Grenzkodex sind 
visumpflichtige Drittstaatsangehörige bei der Grenzkontrolle im Visa-
Informationssystem zu überprüfen. 

Der Abgleich mit EURODAC richtet sich nach der Verordnung (EU) 
Nr. 603/2013 und soll anlässlich des illegalen Überschreitens einer 
Schengen-Außengrenze und/oder eines Schutzersuchens erfolgen. 

Die Zulässigkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der von den 
Fluglinien an die nationalen PNR-Zentralstellen (Passenger Information 
Unit) zu übermittelnden Daten wird sich nach der – noch nicht umge-
setzten – EU-PNR-Richtlinie in Verbindung mit den nationalen Umset-
zungsgesetzen richten. 

Sowohl die Europäische Kommission als auch der Rat unter verschiede-
nen Präsidentschaften haben in der Vergangenheit wiederholt Überle-
gungen zur Verbesserung der Interoperabilität und Interkonnektivität der 
Systemlandschaft auf EU-Ebene im Justiz- und Innenbereich angestellt 
und zur Diskussion gestellt. Die Bundesregierung nimmt solche Überle-
gungen zur Kenntnis und prüft sie jeweils eingehend auf ihren operatio-
nellen Nutzen und ihre Vereinbarkeit mit datenschutzrechtlichen 
Grundsätzen. 
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21. Abgeordnete 
Doris Wagner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Fassungen des Referentenentwurfs zum
Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfah-
ren gab es zwischen dem 19. November 2015 und 
dem 29. Januar 2016 im Rahmen der Ressortab-
stimmung, die inhaltliche oder redaktionelle Ver-
änderungen bei § 104 Absatz 13 des Aufenthalts-
gesetzes vorsahen, und beinhaltete eine dieser
Fassungen bereits die Aussetzung des El-
ternnachzugs für unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung sieht von einer Beantwortung ab. Die Frage betrifft 
einen Vorgang, der dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung unterfällt und daher der parlamentarischen Kontrolle entzogen ist. 

Zwar ist die regierungsinterne Beratung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung beschleunigter Asylverfahren bereits beendet. Doch auch 
nach Abschluss des Beratungsvorgangs kann regierungsinternes Han-
deln dem parlamentarischen Fragerecht entzogen sein. Als funktioneller 
Belang fällt im Rahmen der vorzunehmenden Abwägung nicht mehr die 
Entscheidungsautonomie der Regierung, sondern vor allem die Freiheit 
und Offenheit der Willensbildung innerhalb der Regierung ins Gewicht. 
Unter diesem Aspekt sind Informationen aus dem Bereich der Vorberei-
tung von Regierungsentscheidungen, die Aufschluss über den Prozess 
der Willensbildung geben, umso schutzwürdiger, je näher sie der guber-
nativen Entscheidung stehen (BVerfGE 110, 199, 221; 124, 78, 122 f.). 

Die Abwägung führt hier zu dem Ergebnis, dass das Interesse der Bun-
desregierung an einer Vertraulichkeit der Information überwiegt. Die 
Frage zielt darauf ab, zu erfahren, wann und wie intensiv die Bundesre-
gierung sich intern zum Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylver-
fahren abgestimmt hat. Die Abstimmung des Gesetzentwurfs diente der 
Vorbereitung des entsprechenden Kabinettbeschlusses und reicht damit 
an den innersten Bereich der Willensbildung heran. 

In den Vorentwürfen der letztendlichen Kabinettvorlage manifestiert 
sich der Gestaltungswille der Regierung. Im Rahmen der entsprechen-
den Abstimmung klärt sich, inwieweit die politisch getroffenen Abspra-
chen sich auch in dem Gesetzestext wiederfinden und inwieweit unter 
Umständen ein unterschiedliches Verständnis besteht. Damit wird eine 
Diskussion unter den Kabinettmitgliedern über den Gesetzentwurf zeit-
lich vor den Kabinetttermin gezogen. Letztendlich entspricht die Ab-
stimmung jedoch demselben Zweck und verdient daher auch einen ent-
sprechenden Vertrauensschutz. Dies gilt insbesondere für den Gesetz-
entwurf, der Gegenstand der Frage ist. Er findet seine Grundlage in einer 
Vereinbarung der Vorsitzenden der die Regierungskoalition tragenden 
Parteien. Diese politische Vereinbarung sah bereits konkrete Rahmen-
vorgaben für den Gesetzentwurf vor, die im Rahmen der Regierungsab-
stimmung konkretisiert werden mussten. Um derartige Beratungen auch 
in Zukunft gegebenenfalls kontrovers vornehmen zu können, muss die-
ser Teil der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung vertraulich 
bleiben. 
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Diesem Interesse steht kein gleichwertiges Interesse der Fragestellerin 
gegenüber, insbesondere geht es erkennbar nicht um die Aufdeckung 
von Rechtsverstößen oder ähnlichen Missständen innerhalb der Bundes-
regierung. Die Fragestellerin geht selbst davon aus, dass der oben näher 
bezeichnete Gesetzentwurf allen Bundesressorts spätestens am 29. Ja-
nuar 2016 und damit rechtzeitig vor der Kabinettsitzung vorlag. Die Fra-
gestellerin zieht eine ordnungsgemäße Abstimmung in der Bundesregie-
rung somit gar nicht in Zweifel. Die erfragte Information, wie im Ein-
zelnen der Abstimmungsprozess innerhalb der Bundesregierung vor der 
Kabinettentscheidung verlaufen ist, mag daher von allgemeinem politi-
schem Interesse sein, für die parlamentarische Kontrolle des Regie-
rungshandelns ist sie aber nicht relevant. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 

22. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche konkreten Schritte unternimmt die Bundes-
regierung, um die Kompetenzstreitigkeiten zwi-
schen der Europäischen Union und einer Gruppe
von Mitgliedstaaten (darunter auch Deutschland)
hinsichtlich der Ratifizierung des Marrakesch-Ver-
trags beizulegen, und bis wann rechnet die Bundes-
regierung mit einer Einigung auf europäischer
Ebene, die eine Ratifizierung des Marrakesch-
Vertrags auch in Europa möglich macht (http://
blog.zeit.de/stufenlos/2015/05/10/marrakesch- 
vertrag-bundesregierung-blockiert-ratifizierung/)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 8. März 2016 

Die Bundesregierung möchte, dass Deutschland den Vertrag von Marra-
kesch zugunsten blinder, sehbehinderter oder sonst lesebehinderter Men-
schen gemeinsam mit der Europäischen Union und allen anderen Mit-
gliedstaaten ratifiziert. Allerdings beansprucht die Europäische Kom-
mission die ausschließliche Kompetenz für die Ratifizierung des Ver-
trags. Dadurch sind Deutschland, das den Vertrag am 20. Juni 2014 in 
Genf unterzeichnet hat, und die anderen Mitgliedstaaten derzeit gehin-
dert, den Vertrag eigenständig zu ratifizieren. Die Europäische Kommis-
sion hat sich im Juli 2015 entschieden, diese Kompetenzfrage durch ein 
Gutachten des Europäischen Gerichtshofs klären zu lassen. Dieses Gut-
achten könnte bis Ende des Jahres 2016 vorliegen. Der genaue Zeitpunkt 
der Veröffentlichung des Gutachtens durch den Europäischen Gerichts-
hof ist jedoch noch offen. 

Dessen ungeachtet hatte der Rat die Europäische Kommission aufgefor-
dert, einen Entwurf zur Umsetzung des Vertrags von Marrakesch vorzu-
legen, um möglichst bald mit der Beratung der inhaltlichen Fragen zu 
beginnen. Denn die Umsetzung des Vertrags erfordert – unabhängig von 
der Kompetenzfrage im Hinblick auf den Abschluss des Vertrags – in 
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jedem Fall ein koordiniertes Vorgehen in der Europäischen Union, ins-
besondere hinsichtlich des grenzüberschreitenden Austauschs barriere-
freier Formate. Einen solchen Vorschlag hat die insoweit federführende 
Europäische Kommission bislang allerdings nicht vorgelegt. Gegenwär-
tig ist ein solcher Vorschlag für den Sommer 2016 angekündigt. 

Die Bundesregierung ist bereit, jederzeit die auf Unionsebene erforder-
lichen fachlichen Beratungen zur Umsetzung des Vertrags aufzuneh-
men, sobald die Europäische Kommission aufgrund ihres Initiativrechts 
einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet hat. Blinde, sehbehinderte 
oder sonst lesebehinderte Menschen können erst dann erweiterte Rechte 
erhalten, wenn die einschlägigen unionsrechtlichen und nationalen Re-
gelungen inhaltlich angepasst worden sind. 

Im Übrigen würde der Vertrag auf internationaler Ebene schneller in 
Kraft treten, wenn – entsprechend dem Wunsch Deutschlands – alle Mit-
gliedstaaten den Vertrag neben der Europäischen Union ratifizieren 
könnten. Denn der Vertrag tritt erst in Kraft, wenn ihn 20 Vertragspar-
teien ratifiziert haben. Bislang liegen 15 Ratifikationen, jeweils von 
Nicht-EU-Staaten, vor. Eine Ratifikation durch die Europäische Union 
in ausschließlicher Zuständigkeit würde lediglich eine zusätzliche Rati-
fikationsstimme erbringen. Bei einer gemeinsamen Ratifikation durch 
die Europäische Union und die Mitgliedstaaten könnte die Europäische 
Union als Gemeinschaft 28 + 1 Ratifikationsstimmen beitragen und dem 
Vertrag damit schneller Wirksamkeit verschaffen. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 

23. Abgeordnete 
Susanna 
Karawanskij 
(DIE LINKE.) 

Inwieweit gelten die vom Bundesfinanzhof aufge-
stellten Grundsätze, wonach Kurzausbildungen
steuerrechtlich als Erstausbildungen zu betrachten
sind, auch nach Einführung des § 9 Absatz 6 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) weiterhin für 
Veranlagungszeiträume vor 2015, und inwieweit
gilt die durch den Bundesfinanzhof im Urteil vom
3. September 2015 (VI R 9/15) im Bereich des 
Kindergeldes vorgenommene Einordnung eines
konsekutiven Masterstudiums als Teil der Erstaus-
bildung auch für den in § 9 Absatz 6 EStG gere-
gelten Werbungskostenabzug (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Die Neufassung des § 9 Absatz 6 EStG, mit der die Mindestvorausset-
zungen für eine Berufsausbildung als Erstausbildung definiert werden, 
ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2015 anzuwenden. In der 
Konsequenz können seit dem Veranlagungszeitraum 2015 Aufwendun-
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gen für die eigene Berufsausbildung – unabhängig davon, wann die Aus-
bildung begonnen hat – nur noch als Werbungskosten berücksichtigt 
werden, wenn zuvor bereits eine Erstausbildung (Berufsausbildung oder 
Studium) nach den Voraussetzungen der Neufassung des § 9 Absatz 6 
EStG abgeschlossen worden ist. 

Das BFH-Urteil VI R 9/15 vom 3. September 2015 hat keine unmittel-
baren Auswirkungen auf den Begriff der Erstausbildung im Werbungs-
kostenbereich (§ 9 Absatz 6 EStG). Nach dem Urteil ist ein konsekutives 
Masterstudium noch Teil der Erstausbildung nach § 32 Absatz 4 Satz 2 
EStG. § 9 Absatz 6 EStG enthält demgegenüber eine gesetzliche Defini-
tion der Erstausbildung, die sich von der Begriffsbestimmung einer 
Erstausbildung in § 32 EStG unterscheidet. 

 

24. Abgeordnete 
Susanna 
Karawanskij 
(DIE LINKE.) 

Inwieweit ist der Zusatzbeitrag der gesetzlichen
Krankenversicherung für Arbeitnehmerinnen und -
nehmer bei der Berücksichtigung als Sonderausga-
ben im Rahmen der Einkommensteuer um 4 Pro-
zent nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a 
Satz 4 des Einkommensteuergesetzes zu kürzen, 
und inwieweit wird dies bereits im Zuge des Lohn-
steuereinbehalts berücksichtigt (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Der mit dem GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungs-
gesetz vom 21. Juli 2014 (GKV-FQWG; BGBl. I S. 1133) zum 1. Ja-
nuar 2015 neu ausgestaltete kassenindividuelle einkommensabhängige 
Zusatzbeitrag nach § 242 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) ist originärer Bestandteil des Krankenversicherungsbeitrags 
und daher in die Bemessungsgrundlage für die Ermittlung des vierpro-
zentigen Kürzungsbetrags gemäß § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buch-
stabe a Satz 4 EStG einzubeziehen. Eine Differenzierung des Beitrags in 
einen Grundbeitrag und den Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V n. F. er-
folgt nicht. 

Beim Lohnsteuerabzug werden die regelmäßig anfallenden Vorsorge-
aufwendungen über die Vorsorgepauschale berücksichtigt (§ 39b Ab-
satz 2 Satz 5 Nummer 3 und Absatz 4 EStG). Bei gesetzlich krankenver-
sicherten Arbeitnehmern wird hier der ermäßigte Beitragssatz (§ 243 
SGB V) aufgesetzt. Deshalb ist hier auch kein zusätzlicher Abschlag 
i. H. v. 4 Prozent mehr vorzunehmen. 
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25. Abgeordneter 
Richard Pitterle 
(DIE LINKE.) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über 
das erstmalige Auftreten sogenannter Cum-Cum-
Deals (Gestaltungen durch Steuerausländerinnen
bzw. -ausländer mittels Aktienübertragungen auf
in Deutschland gegründete Investmentfonds zwecks
Unterlaufen der Besteuerung in Deutschland),
und inwieweit unterscheidet sich die rechtliche
Würdigung dieser Sachverhalte von den Cum-Ex-
Deals (bitte mit Begründung und Darstellung bei-
der Varianten beantworten)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Bei den so genannten Cum-Ex-Geschäften geht es um die mehrfache 
Anrechnung oder Erstattung einer einmalig einbehaltenen Kapitalertrag-
steuer. Zu weiteren Erläuterungen der Cum-Ex-Geschäfte und zu deren 
rechtlichen Würdigung verweise ich auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. zum Thema 
„Steuerausfälle durch ungerechtfertigte Erstattungen von Kapitalertrag-
steuer“ vom 27. Mai 2013, Bundestagsdrucksache 17/13638. 

Bei den so genannten Cum-Cum-Geschäften wird ein Aktienpaket kurz 
vor der Auszahlung der Dividende auf einen inländischen Erwerber 
(meist ein inländisches Kreditinstitut oder ein inländischer Investment-
fonds) übertragen. Die Übertragung kann durch eine Wertpapierleihe 
oder durch einen Verkauf und anschließenden Rückkauf erfolgen. Der 
Erwerber (Entleiher oder Käufer) muss zwar auf die Dividenden Steuern 
bezahlen, zugleich macht er im Rahmen seiner Einkommen- oder Kör-
perschaftsteuererklärung aber einen Verlust in Höhe der Leihgebühr 
oder einen Verlust aus dem Rückverkauf geltend. Im Ergebnis soll es 
dadurch zu fast keiner Steuerbelastung des Erwerbers kommen, so dass 
die einbehaltene Kapitalertragsteuer größtenteils anzurechnen oder zu 
erstatten wäre. Die Steuerersparnis wird durch eine entsprechende Aus-
gestaltung des Kauf- und Rückkaufpreises oder durch die Höhe der 
Wertpapierleihgebühr zwischen den Geschäftspartnern aufgeteilt. Im 
November 2013 und ausführlicher im April 2014 hat eine oberste Fi-
nanzbehörde das Bundesministerium der Finanzen über einen konkreten 
Fall informiert, in dem ein im Ausland ansässiges Kreditinstitut Cum-
Cum-Geschäfte in der Form der Wertpapierleihe mit einem inländischen 
Investmentfonds abgewickelt hat, dessen einziger Anleger das betref-
fende Kreditinstitut ist. Bereits nach der heute geltenden Rechtslage dür-
fen Cum-Cum-Gestaltungen keine Umgehung der Dividendenbesteue-
rung ermöglichen. Zudem hat die Bundesregierung in den Gesetzent-
wurf zur Reform der Investmentbesteuerung eine neue Vorschrift aufge-
nommen. Nach dieser Neuregelung ist die Anrechenbarkeit der auf Di-
videnden erhobenen Kapitalertragsteuer davon abhängig, dass der Steu-
erpflichtige die Aktie für einen Mindestzeitraum von 45 Tagen hält und 
dabei ein Mindestmaß an wirtschaftlichem Risiko trägt. Diese Beschrän-
kung gilt bei Dividendenerträgen von mehr als 20 000 Euro jährlich. 
Kleinanleger sind daher nicht betroffen. 
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26. Abgeordneter 
Richard Pitterle 
(DIE LINKE.) 

Wie stellt sich für die Jahre 2014 und 2015 jeweils
das kassenmäßige Aufkommen aus der Verzin-
sung von Steuernachforderungen und Steuererstat-
tungen gemäß § 233a der Abgabenordnung dar 
(bitte differenziert nach Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Umsatzsteuer und Vermögen-
steuer sowie nach Steuerforderungen und Steuer-
verbindlichkeiten angeben), und inwieweit erach-
tet die Bundesregierung den Zinssatz von 0,5 Pro-
zent pro Monat angesichts der anhaltenden Nied-
rigzinsphase weiterhin als sachgerechte Typisie-
rung (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Nach den dem Bundesministerium der Finanzen vorliegenden Daten ha-
ben die Finanzbehörden der Länder in den Haushaltsjahren 2014 und 
2015 folgende Zinsen nach § 233a der Abgabenordnung (AO) verein-
nahmt: 

2014 

Zinsen zur Einkommen-/Lohnsteuer 634.246.376,48 € 

Zinsen zur Körperschaftsteuer 361.991.152,08 € 

Zinsen zur Umsatzsteuer 173.940.175,78 € 

Zinsen zur Vermögensteuer -1.174.175,22 € 

Summe 1.169.003.529,12 € 
 

2015 

Zinsen zur Einkommen-/Lohnsteuer 480.268.271,82 € 

Zinsen zur Körperschaftsteuer 19.187.972,44 € 

Zinsen zur Umsatzsteuer 249.760.815,57 € 

Zinsen zur Vermögensteuer -688.130,71 € 

Summe 748.528.929,12 € 
 
Eine Differenzierung dieser Beträge nach Erstattungs- und Nachzah-
lungszinsen ist mangels entsprechender Datengrundlagen nicht möglich. 

Der seit über 50 Jahren unveränderte und feste Zinssatz nach § 238 Ab-
satz 1 AO ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) und des Bundesfinanzhofs (BFH) verfassungskonform 
und hat sich in der Praxis bewährt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
dieser Zinssatz nicht nur für Steuerforderungen (Nachzahlungszinsen, 
Stundungszinsen oder Aussetzungszinsen), sondern gleichermaßen auch 
für Steuererstattungen (Erstattungszinsen und Prozesszinsen) gilt. 

Der Zinssatz nach § 238 Absatz 1 AO kann nicht mit dem wie auch im-
mer verstandenen „Marktzins“ verglichen werden. Es bestehen wesent-
liche Unterschiede zwischen den „Marktzinsen“ und der Verzinsung 
nach der Abgabenordnung. So ist bei der Verzinsung nach § 233a AO 
die zinsfreie Karenzzeit (mindestens 15 Monate) zu berücksichtigen. 
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Hinzu kommt, dass die Zinsen nur für volle Monate berechnet werden 
und keine Zinseszinsen erhoben werden. Zudem hat der Steuergläubiger 
im Regelfall eine unbesicherte Forderung und kann auch nicht die Boni-
tät des Zinsschuldners berücksichtigen. Der Steuerschuldner kann zu-
dem durch so genannte freiwillige Zahlungen jederzeit die Zinsschuld 
verhindern oder zumindest begrenzen. Vergleichbar wäre daher letzt-
lich – wenn überhaupt – nur ein Zinssatz für unbesicherte Kredite mit 
unbestimmter Laufzeit und sofortiger Kündigungsmöglichkeit durch 
den Schuldner. 

 

27. Abgeordneter 
Richard Pitterle 
(DIE LINKE.) 

Welche rechtlichen Regelungen existieren dar-
über, bis wann Arbeitgeberinnen und -geber den 
Arbeitnehmerinnen und -nehmern einen nach 
amtlich vorgeschriebenem Muster gefertigten
Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbeschei-
nigung nach § 41b Absatz 1 Satz 3 EStG spätes-
tens auszuhändigen haben, und inwieweit können
Arbeitnehmerinnen und -nehmer gegenüber Ar-
beitgeberinnen und -gebern mit Berufung auf das 
Einkommensteuergesetz eine fristgerechte Über-
mittlung der Bescheinigung erwirken (bitte be-
gründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Es existieren keine rechtlichen Regelungen darüber, bis wann Arbeitge-
ber den Arbeitnehmerinnen und -nehmern einen nach amtlich vorge-
schriebenem Muster gefertigten Ausdruck der elektronischen Lohnsteu-
erbescheinigung nach § 41 b Absatz 1 Satz 3 EStG spätestens auszuhän-
digen haben. Die Softwareprogramme sehen in der Regel einen Aus-
druck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung für Arbeitnehmerin-
nen und -nehmer unmittelbar nach Übermittlung der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung vor. Die Verpflichtung zur Aushändigung ist 
eine Nebenpflicht aus dem Arbeitsvertrag. Wenn der Arbeitgeber der 
Herausgabepflicht nicht nachkommt, kann die Herausgabe vor dem Ar-
beitsgericht eingeklagt werden. Der Arbeitgeber ist nach § 41b Absatz 1 
Satz 2 EStG gegenüber der Finanzverwaltung zur fristgerechten Über-
mittlung der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung verpflichtet. 

 

28. Abgeordneter 
Richard Pitterle 
(DIE LINKE.) 

Teile die Bundesregierung die vom Bundesfi-
nanzhof im Beschluss vom 14. Oktober 2015 (I R 
20/15 geäußerten Bedenken hinsichtlich der Ver-
fassungsmäßigkeit der in § 4h EStG, bei Körper-
schaften i. V. m. § 8a des Körperschaftsteuerge-
setzes, geregelten Zinsschranke, und welche EU-
Mitgliedstaaten haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung ähnliche Regelungen zur Begrenzung 
des Zinsabzuges (bitte begründen)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Zinsschrankenrege-
lung (§ 4h EStG und § 8a des Körperschaftsteuergesetzes) verfassungs-
konform ist. Sie wird die Norm vor dem Bundesverfassungsgericht ver-
teidigen. 

Mit der deutschen Zinsschrankenregelung vergleichbare Abzugsbe-
schränkungen gibt es in Dänemark, Frankreich, Spanien, Portugal, Finn-
land, Griechenland und Italien. 

 

29. Abgeordneter 
Dr. Axel Troost 
(DIE LINKE.) 

Welche Rechtsfolgen treten ein, wenn der Gesetz-
geber keine Neuregelung der erbschaftsteuerlichen
Behandlung des Betriebsvermögens nach dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. De-
zember 2014 (1 BvL 12/12) bis zum 30. Juni 2016, 
vorlegt, und welche Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung darüber, dass in den Jahren 2015 und
2016 verstärkt Schenkungen von steuerfreiem Be-
triebsvermögen vorgenommen wurden, um die
derzeit noch geltende und für die Steuerpflichtigen
günstige Gesetzeslage zu nutzen (bitte mit Begrün-
dung und Darlegung der empirischen Erkenntnisse
beantworten)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 7. März 2016 

Das ergebnislose Verstreichen der gesetzten Frist würde zu erheblichen 
Unsicherheiten für die betroffenen Unternehmen führen, da offen ist, 
wie das Bundesverfassungsgericht auf die Untätigkeit des Gesetzgebers 
reagieren würde. 

Die Bundesregierung hat noch keine empirischen Erkenntnisse über die 
Höhe der Schenkungen von Betriebsvermögen in den Jahren 2015 und 
2016, da die entsprechenden Statistiken noch nicht vorliegen. 

 

30. Abgeordneter 
Dr. Axel Troost 
(DIE LINKE.) 

In welcher Weise erlauben die derzeit bestehen-
den Kooperationsformen in der internationalen
Finanzaufsicht und Geldwäschebekämpfung der
Bundesregierung eine wirksame Beobachtung
und Kontrolle der Tätigkeit von Banken und an-
deren Finanzdienstleistern auf dem vom „Islami-
schen Staat“ (IS) kontrollierten Territorium in
Syrien und Irak, und wieweit kann im Rahmen 
dieser Kooperationsformen unterbunden werden,
dass die auf dem vom IS kontrollierten Territo-
rium in Syrien und Irak tätigen Banken und
Finanzdienstleister vom IS dazu genutzt werden,
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auf direktem oder indirektem (z. B. über außer-
halb der EU ansässige Tochterunternehmen oder
Auslandsniederlassungen) Weg Zahlungsverkehrs-
oder andere Finanzdienstleistungen von in der EU
ansässigen Finanzdienstleistungsunternehmen in
Anspruch zu nehmen, um die internationalen Ge-
schäftsbeziehungen des IS (z. B. zur Abrechnung 
von Ölverkäufen oder Waffenkäufen) abzuwi-
ckeln? 

 

31. Abgeordneter 
Dr. Axel Troost 
(DIE LINKE.) 

Wie wurde und wird in anderen Fällen seitens der
Bundesregierung damit umgegangen, wenn durch
politische Veränderungen (z. B. bewaffnete Kon-
flikte, politische Umwälzungen o. Ä.) die bis da-
hin für Finanzaufsicht- und Geldwäschebekämp-
fung zuständigen nationalstaatlichen Behörden
ihrer innerstaatlichen Funktion und ihren in inter-
nationalen Abkommen und Verträgen zugesagten
internationalen Verpflichtungen nicht mehr nach-
kommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 8. März 2016 

Die Fragen 30 und 31 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet. 

Auf europäischer Ebene wurden zur Umsetzung entsprechender Resoluti-
onen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen Verordnungen erlassen, 
die der Bekämpfung des Terrorismus einschließlich des sogenannten Isla-
mischen Staates/Al-Qaida dienen. Durch diese EU-Verordnungen wird 
das Vermögen der darin gelisteten Personen und Organisationen eingefro-
ren und den Gelisteten dürfen keine wirtschaftlichen Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Verordnungen gelten in allen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union unmittelbar, ohne dass nationale Umsetzungs-
maßnahmen erforderlich wären. Die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 vom 
27. Mai 2002 bestimmt Maßnahmen gegen bestimmte Personen und  
Organisationen, die mit dem Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung stehen. 
Mit der Resolution 2253 (2015) des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen vom 17. Dezember 2015 richten sich die Maßnahmen nun primär auf 
die Organisation „Islamischer Staat in Irak und der Levante“ (ISIL auch 
bekannt als Daesh) sowie auf Al-Qaida und die mit ihnen verbundenen 
Personen, Gruppen, Unternehmen und Einrichtungen. 

Aufgrund der mit der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 vom 18. Januar 
2012 verhängten Sanktionen gegen das syrische Regime sind darüber 
hinaus zahlreiche staatliche syrische Banken (darunter die Zentralbank 
und die wichtigste syrische Bank, die Commercial Bank of Syria) gelis-
tet und ihnen dürfen keine Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen un-
mittelbar oder mittelbar zur Verfügung gestellt werden (sogenanntes Be-
reitstellungsverbot). Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen 
in der EU, die Eigentum oder Besitz dieser syrischen Finanzinstitute 
sind, sind einzufrieren. Die Banken und Finanzinstitute sind damit vom 
Geschäftsverkehr mit Banken in der Europäischen Union abgeschnitten. 
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EU-Banken ist es darüber hinaus generell untersagt, neue Geschäftskon-
takte mit sämtlichen syrischen Banken aufzunehmen. Diese Verordnung 
entfaltet unmittelbare Wirkung und bedarf deshalb keines weiteren nati-
onalen Umsetzungsaktes. Deutsche Finanzinstitute haben nach § 251 
des Kreditwesengesetzes zudem die Verpflichtung, im Rahmen der so-
genannten gruppenweiten Umsetzung von Sorgfaltspflichten, dafür zu 
sorgen, dass auch nachgeordnete Unternehmen, Zweigstellen und 
Zweigniederlassungen in Drittstaaten die in Deutschland geltenden geld-
wäscherechtlichen Verpflichtungen einhalten. Die Einhaltung dieser Re-
gelungen wird in Deutschland regelmäßig im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung und durch Vor-Ort-Prüfungen bei Banken und Finanz-
dienstleistern kontrolliert. 

Der Irak (einschließlich der dort vom IS kontrollierten Gebiete) steht 
(wie Syrien im Übrigen auch) wegen Defiziten im System zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf der sogenannten 
grauen Liste der Financial Action Task Force (FATF). Die FATF und 
ihre Regionalgruppen prüfen in regelmäßigen Abständen nicht nur das 
Vorhandensein entsprechender Regelungen, sondern auch deren Umset-
zung und Anwendung. Werden daher aufgrund politscher Veränderun-
gen Regelungen aufgehoben oder effektiv nicht mehr angewendet und 
dadurch die nationalen AML/CFT-Systeme beeinträchtigt, wirkt sich 
dies unmittelbar auf die FATF-Beurteilung des dortigen Systems zur Be-
kämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung aus. Aufgrund 
der derzeitigen Einstufung des Irak sind Finanzinstitute verpflichtet, bei 
der Durchführung und Überwachung ihrer Geschäftskontakte dem Län-
derrisiko angemessene Maßnahmen bei der Prävention von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung zu ergreifen. Die BaFin prüft im Rahmen 
von Jahresabschluss- oder Sonderprüfungen regelmäßig die Einhaltung 
dieser Verpflichtung. 

Praktisch haben sich allerdings nach Kenntnis der Bundesregierung die 
wenigen deutschen Kreditinstitute, die, etwa als Korrespondenzbank, im 
Zahlungsverkehr mit dem Irak engagiert waren, aus diesem Geschäft zu-
rückgezogen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat zudem diesen Banken bereits 
im November 2014 eine sog. Warnliste zur Verfügung gestellt, in der 
Zweigstellen irakischer und syrischer Banken in Regionen zusammen-
gefasst waren, in denen der IS aktiv ist oder diese kontrolliert. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 

32. Abgeordneter 
Klaus Ernst 
(DIE LINKE.) 

Welche konkreten Regelungsvorschläge im letzten
Entwurf des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales (BMAS) zur Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes (AÜG) gehen über den
Beschluss im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD hinaus, weswegen die CSU keine
Zustimmung zur BMAS-Vorlage erteilte (www.
csu-landesgruppe.de/presse/texte-und-interviews/ 
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ziel-ist-die-flexibilitaet-von-werkvertraegen-und-
zeitarbeit-zu-erhalten), und wann ist mit einer end-
gültig abgestimmten Vorlage zur Änderung des
AÜG für einen Kabinettbeschluss zu rechnen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 7. März 2016 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat nach intensiven Ge-
sprächen mit den Sozialpartnern einen Gesetzentwurf zur Weiterent-
wicklung der Leiharbeit und zur Verhinderung des Missbrauchs von 
Werkverträgen erarbeitet, der den Leitlinien des Koalitionsvertrags ent-
spricht. Dieser Regelungsvorschlag ist die Grundlage für die weitere Ab-
stimmung innerhalb der Bundesregierung, die auch das weitere Verfah-
ren umfasst. 

 

33. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass es
durch das geplante Bundesteilhabegesetz für die
Betroffenen (auch im Einzelfall) zu Verschlech-
terungen im Bereich der Einkommens- und Ver-
mögensanrechnungen kommt, und wenn ja, wie? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 4. März 2016 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD führt aus: ‚Wir 
wollen die Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinderung nur 
eingeschränkte Möglichkeiten der Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft haben, aus dem bisherigen „Fürsorgesystem“ herausführen und 
die Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwi-
ckeln.‘ Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens wird auch die Frage 
einer Besitzstandsregelung geprüft. 

 

34. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie will die Bundesregierung verhindern, dass
durch das geplante Bundesteilhabegesetz das
Wunsch- und Wahlrecht von Menschen mit Behin-
derungen vor dem Hintergrund des allgemein be-
fürworteten Wegfalls der Trennung zwischen am-
bulanten und stationären Leistungen geschwächt
wird, da potentiell das Risiko besteht, dass der bis-
herige Grundsatz „ambulant vor stationär“ in sein
Gegenteil verkehrt wird, wenn die ambulante Leis-
tung kostenintensiver ist (http://nitsa-ev.de/wp-
content/uploads/2016/02/2016_02_22_Brief_an_ 
MdB_Entwurf_BTHG.pdf), und wie will die
Bundesregierung sicherstellen, dass die gemein-
same Inanspruchnahme von Leistungen nicht ge-
gen den Willen der Leistungsbezieherinnen und 
Leistungsbezieher vollzogen werden kann? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 7. März 2016 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD führt aus: ‚Wir 
wollen die Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinderung nur 
eingeschränkte Möglichkeiten der Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft haben, aus dem bisherigen „Fürsorgesystem“ herausführen und 
die Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwi-
ckeln. [...] Wir werden das Wunsch- und Wahlrecht von Menschen mit 
Behinderung im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention berück-
sichtigen.‘ In diesem Sinne ist im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zum geplanten Bundesteilhabegesetz beabsichtigt, auch die Frage des 
Wunsch- und Wahlrechts und der gemeinsamen Inanspruchnahme von 
Leistungen zu regeln. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft 

35. Abgeordneter 
Harald Ebner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welches Ergebnis hat die Ressortabstimmung er-
geben zwischen dem Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft, dem Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit sowie dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie zum Abstimmungsver-
halten Deutschlands auf EU-Ebene im Ständigen 
Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und 
Futtermittel (SCPAFF) am 7. bzw. 8. März 2016 
bezüglich der Entscheidung über eine erneute
Genehmigung des Totalherbizidwirkstoffs Gly-
phosat für 15 Jahre (bitte bei der Beantwortung
ggf. die Entscheidung der Ressortabstimmung ab-
warten, sofern sie noch nicht erfolgt ist), und in-
wieweit wurden in der Ressortabstimmung kon-
krete Bedingungen bzw. Voraussetzungen des
deutschen Abstimmungsverhaltens abhängig von
der konkreten Ausgestaltung des Entscheidungs-
vorschlages der Europäischen Kommission ver-
einbart? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 8. März 2016 

Die für den 8. März 2016 vorgesehene Abstimmung im zuständigen 
Ständigen Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel, 
Sektion Pflanzenschutzmittelrechtsetzung, zum Verordnungsentwurf 
der EU-Kommission zur Wiedergenehmigung des Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffs Glyphosat wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
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36. Abgeordneter 
Harald Ebner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwieweit plant die Bundesregierung, in Zusam-
menarbeit mit Brauereien und Bundesländern, die
Quellen der Glyphosatrückstände in Bier zu
ermitteln, insbesondere die Klärung der Frage,
welche landwirtschaftliche Praktiken beim An-
bau von Braugerste bzw. Hopfen in Deutschland
zu tendenziell höheren Rückständen führen oder
ob ein Zusammenhang mit dem Verwendungs-
grad von Importware besteht, und falls die Bun-
desregierung den Belastungsursachen nicht nach-
gehen möchte, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 8. März 2016 

Es ist nicht die Aufgabe der Bundesregierung, ausgehend von den hin-
sichtlich der eingesetzten analytischen Methoden unzureichend be-
schriebenen Ergebnisse eines Privatlabors, die Quellen der von diesem 
festgestellten, nach Aussagen des Bundesinstituts für Risikobewertung 
(BfR) unbedenklichen, Glyphosatrückstände in Bier zu ermitteln. Ge-
mäß Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 ist der Le-
bensmittelunternehmer dafür verantwortlich, dass seine Erzeugnisse auf 
allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen die Anforderun-
gen des Lebensmittelrechts erfüllen. Die Kontrolle der Einhaltung der 
geltenden Rechtsvorschriften fällt in Deutschland in den Zuständigkeits-
bereich der amtlichen Lebensmittelüberwachung der Bundesländer. 

Bei Bier handelt es sich um ein zusammengesetztes Lebensmittel. Ge-
mäß Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 gelten für verarbei-
tete und/oder zusammengesetzte Lebens- oder Futtermittel, für die keine 
spezifischen Rückstandshöchstgehalte festgelegt sind, die Rückstands-
höchstgehalte für die einzelnen Bestandteile des Lebens- oder Futtermit-
tels, wobei durch die Verarbeitung und/oder das Mischen bewirkte Ver-
änderungen der Pestizidrückstandsgehalte zu berücksichtigen sind. 

In Deutschland ist seit etwa einem Jahr ein einziges Pflanzenschutzmit-
tel mit Glyphosat zur Anwendung im Hopfen zugelassen. Die Anwen-
dung darf nur im Streichverfahren sehr gezielt auf die Unkräuter erfol-
gen, da schon geringste Mengen zum Abtöten der Rebe und der Hopfen-
dolden führen können. Bezüglich Braugetreide haben in Deutschland 
seit dem Jahr 1998 alle Zulassungen bezüglich der Spätanwendungen 
von Glyphosat in Getreide den Zusatz „ausgenommen zur Saatguterzeu-
gung und zu Brauzwecken“. Die Anwendung von Glyphosat in Brauge-
treide könnte die vor allem bei Braugetreide entscheidend wichtige 
Keimfähigkeit stark vermindern. Über die Zulassungsbedingungen für 
glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel in anderen Mitgliedstaaten liegen 
der Bundesregierung keine vollständigen Informationen vor. 

Zurzeit werden circa 50 Prozent des hierzulande verwendeten Brauge-
treides bzw. Braumalzes aus dem Ausland, vor allem aus Frankreich und 
Dänemark, importiert. Dabei sind die Rückstandshöchstgehalte für Gly-
phosat der Verordnung (EG) Nr. 365/2005 einzuhalten. 
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37. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele männliche Küken wurden seit 2008
(bitte einzeln nach Jahren aufschlüsseln) nach In-
formationen der Bundesregierung getötet, da sie
weder Eier legen noch genügend Fleisch abwer-
fen, und wird sich die Bundesregierung der Initi-
ativen einzelner Bundesländer (wie bspw. Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen) zum Verbot 
des Kükentötens anschließen (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 7. März 2016 

Zur Frage nach der Anzahl getöteter Küken verweise ich auf die Antwort 
der Bundesregierung zu Ihrer Schriftlichen Frage 53 auf Bundestags-
drucksache 18/4044. Ergänzend hierzu sind in deutschen Brütereien mit 
einem Fassungsvermögen der Brutanlagen von mindestens 1 000 Eiern 
2014  44 762 000 und 2015  48 007 000 weibliche Küken von Hühner-
legerassen geschlüpft. 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es praxisreifer und markt-
fähiger Alternativen, damit die Praxis des Kükentötens beendet wird. 
Denn mit dem Erlass eines Verbotes ohne gangbare Alternative besteht 
das Risiko, dass sich die Kükenproduktion und die damit verbundene 
Tierschutzproblematik in das Ausland verlagern. Die Bundesregierung 
ist zuversichtlich, dass die Erforschung von Verfahren zur Geschlechts-
bestimmung im Brutei („In-ovo“) als Alternative zum Kükentöten in ab-
sehbarer Zeit eine Lösung verspricht. Ein solches Verfahren wäre für 
den flächendeckenden Einsatz geeignet. 

 

38. Abgeordneter 
Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie war der Verlauf der Gespräche des Bundes-
ministers für Ernährung und Landwirtschaft,
Christian Schmidt, im Zuge seiner im Feb-
ruar 2016 angekündigten Reise nach Russland
(bitte Themen und Gesprächspartner aufführen),
und welche Ergebnisse konnten dabei erlangt
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 7. März 2016 

Die vom Bundesminister Christian Schmidt angekündigte Reise nach 
Russland hat noch nicht stattgefunden. Die Reise befindet sich in Pla-
nung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung 

39. Abgeordneter 
Dr. Alexander S. 
Neu 
(DIE LINKE.) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus Ergebnissen oder Zwischenergebnissen 
der vom Bundesministerium der Verteidigung
finanzierten Forschungsaufträge zu Drohnen
und Militärrobotern (vgl. www.sueddeutsche.de/
bildung/im-auftrag-des-verteidigungsministeriums- 
unis-forschen-immer-mehr-fuer-die-ruestung-
1.2033114), und wie viele Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind in den zuständigen Bundesmini-
sterien mit diesem Thema betraut? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel 
vom 10. März 2016 

Bei den vom Bundesministerium der Verteidigung finanzierten For-
schungsaufträgen werden wehrtechnische Fragestellungen adressiert, 
um die technologischen Grundlagen für zukünftige Ausrüstungsent-
scheidungen zu erarbeiten. Insofern wird keine unmittelbare Notwendig-
keit gesehen, Konsequenzen zu ziehen. 

Im Bundesministerium der Verteidigung befassen sich zwei Mitarbeiter 
unter anderem mit der Forschung zum Themenfeld militärische unbe-
mannte Systeme. Beide Mitarbeiter sind aber auch für eine Vielzahl von 
weiteren Forschungsthemen zuständig, so dass sie sich nicht ausschließ-
lich den genannten Themen widmen. In anderen Bundesministerien gibt 
es keine Zuständigkeit für die Forschung zu diesen Themen. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

40. Abgeordnete 
Dr. Franziska 
Brantner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wann (bitte das Eingangsdatum angeben) erhielt 
das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) zum ersten Mal ei-
nen Referentenentwurf zum Gesetz zur Einfüh-
rung beschleunigter Asylverfahren, der die Rege-
lung in § 104 Absatz 13 des Aufenthaltsgesetzes
auch für den Elternnachzug minderjähriger unbe-
gleiteter Flüchtlinge anwandte, und gab es dazu ein
Begleitschreiben, das die damit verbundenen Än-
derungen erläuterte? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung sieht von einer Beantwortung ab. Die Frage betrifft 
einen Vorgang, der dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung unterfällt und daher der parlamentarischen Kontrolle entzogen ist. 
Zwar ist die regierungsinterne Beratung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung beschleunigter Asylverfahren bereits beendet. Doch auch 
nach Abschluss des Beratungsvorgangs kann regierungsinternes Han-
deln dem parlamentarischen Fragerecht entzogen sein. Als funktioneller 
Belang fällt im Rahmen der vorzunehmenden Abwägung nicht mehr die 
Entscheidungsautonomie der Regierung, sondern vor allem die Freiheit 
und Offenheit der Willensbildung innerhalb der Regierung ins Gewicht. 

Unter diesem Aspekt sind Informationen aus dem Bereich der Vorberei-
tung von Regierungsentscheidungen, die Aufschluss über den Prozess 
der Willensbildung geben, umso schutzwürdiger, je näher sie der guber-
nativen Entscheidung stehen (BVerfGE 110,199, 221; 124, 78, 122 f.). 

Die Abwägung führt hier zu dem Ergebnis, dass das Interesse der Bun-
desregierung an einer Vertraulichkeit der Information überwiegt. Die 
Frage zielt darauf ab, zu erfahren, wann und wie intensiv die Bundesre-
gierung sich intern zum Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylver-
fahren abgestimmt hat. Die Abstimmung des Gesetzentwurfs diente der 
Vorbereitung des entsprechenden Kabinettbeschlusses und reicht damit 
an den innersten Bereich der Willensbildung heran. 

In den Vorentwürfen der letztendlichen Kabinettvorlage manifestiert 
sich der Gestaltungswille der Regierung. Im Rahmen der entsprechen-
den Abstimmung klärt sich, inwieweit die politisch getroffenen Abspra-
chen sich auch in dem Gesetzestext wiederfinden und inwieweit unter 
Umständen ein unterschiedliches Verständnis besteht. Damit wird eine 
Diskussion unter den Kabinettmitgliedern über den Gesetzentwurf zeit-
lich vor den Kabinetttermin gezogen. Letztendlich entspricht die Ab-
stimmung jedoch demselben Zweck und verdient daher auch einen ent-
sprechenden Vertrauensschutz. Dies gilt insbesondere für den Gesetz-
entwurf, der Gegenstand der Frage ist. Er findet seine Grundlage in einer 
Vereinbarung der Vorsitzenden der die Regierungskoalition tragenden 
Parteien. Diese politische Vereinbarung sah bereits konkrete Rahmen-
vorgaben für den Gesetzentwurf vor, die im Rahmen der Regierungsab-
stimmung konkretisiert werden mussten. Um derartige Beratungen auch 
in Zukunft gegebenenfalls kontrovers vornehmen zu können, muss die-
ser Teil der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung vertraulich 
bleiben. 

Diesem Interesse steht kein gleichwertiges Interesse der Fragestellerin 
gegenüber, insbesondere geht es erkennbar nicht um die Aufdeckung 
von Rechtsverstößen oder ähnlichen Missständen innerhalb der Bundes-
regierung. Die Fragestellerin geht selbst davon aus, dass der oben näher 
bezeichnete Gesetzentwurf allen Bundesressorts spätestens am 29. Ja-
nuar 2016 und damit rechtzeitig vor der Kabinettsitzung vorlag. Die Fra-
gestellerin zieht eine ordnungsgemäße Abstimmung in der Bundesregie-
rung somit gar nicht in Zweifel. Die erfragte Information, wie im Ein-
zelnen der Abstimmungsprozess innerhalb der Bundesregierung vor der 
Kabinettentscheidung verlaufen ist, mag daher von allgemeinem politi-
schem Interesse sein, für die parlamentarische Kontrolle des Regie-
rungshandelns ist sie aber nicht relevant. 
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41. Abgeordneter 
Roland Claus 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die Unterhalts-
vorschuss beziehen (bitte nach den beiden Unter-
haltsvorschussbeträgen und Bundesländern auf-
schlüsseln)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 4. März 2016 

Aus dem Sachzusammenhang mit Ihren Schriftlichen Fragen 42 auf 
Bundestagsdrucksache 18/7794 und 42 auf dieser Bundestagsdrucksa-
che wird davon ausgegangen, dass hier nach der Zahl der Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerber gefragt wird, die Leistungen nach dem Unter-
haltsvorschussgesetz (UVG) beziehen. 

Anspruch auf die Leistungen nach dem UVG haben nicht freizügigkeits-
berechtigte Ausländerinnen und Ausländer bzw. ihre Kinder nur, wenn 
sie die Voraussetzungen von § 1 Absatz 2a UVG erfüllen, also grund-
sätzlich, wenn sie eine Niederlassungserlaubnis oder eine Aufenthalts-
erlaubnis besitzen, die zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt 
oder berechtigt hat. 

Diese Ansprüche sind folglich eng mit dem Besitz eines entsprechenden 
Aufenthaltstitels verbunden, den Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
für die Dauer des Asylverfahrens nicht erhalten. 

 

42. Abgeordneter 
Roland Claus 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch ist die Zahl der Asylbewerberinnen und
Asylbewerber sowie der Asylberechtigten, die ei-
nen Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbe-
zug absolvieren, und wie viele von ihnen haben
einen der vorgesehenen vierwöchigen Intensiv-
sprachkurse zu Dienstbeginn absolviert (bitte die
Antworten auf beide Teilfragen nach Ostdeutsch-
land, Westdeutschland und Berlin sowie jeweils
nach Geschlecht aufschlüsseln)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 4. März 2016 

Mit Stand vom 1. März 2016 wurden 1 762 Bundesfreiwilligendienst-
Vereinbarungen aus dem Sonderkontingent „Bundesfreiwilligendienst 
mit Flüchtlingsbezug“ abgeschlossen, davon 358 Vereinbarungen mit 
Asylbewerber/innen und Asylberechtigten. 

Im März 2016 leisten 329 Asylbewerber/innen und Asylberechtigte ei-
nen Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug. Die gewünschte 
Aufteilung kann folgender Übersicht entnommen werden: 

 Geschlecht 
w m 

Ostdeutschland 31 115 
Westdeutschland 22 152 
Berlin 3 6 
Gesamt 56 273 
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Im Rahmen der verpflichtenden pädagogischen Begleitung werden 
Sprachkurse angeboten und in eigener Zuständigkeit von den Zentral-
stellen im Bundesfreiwilligendienst durchgeführt. Belastbare Daten 
hierüber liegen noch nicht vor. 

 

43. Abgeordnete 
Katja Dörner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wann wurden die Änderungen des § 104 Ab-
satz 13 des Aufenthaltsgesetzes mit Blick auf den 
Elternnachzug von unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen im Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend an die Bundesmi-
nisterin und die Staatssekretäre herangetragen,
und wurde dabei ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass im Unterschied zur Fassung vom
19. November 2015 des Referentenentwurfs zum
Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylver-
fahren nun auch der Elternnachzug für minderjäh-
rige unbegleitete Flüchtlinge ausgesetzt wurde? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung sieht von einer Beantwortung ab. Die Frage betrifft 
einen Vorgang, der dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung unterfällt und daher der parlamentarischen Kontrolle entzogen ist. 
Zwar ist die regierungsinterne Beratung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung beschleunigter Asylverfahren bereits beendet. Doch auch 
nach Abschluss des Beratungsvorgangs kann regierungsinternes Han-
deln dem parlamentarischen Fragerecht entzogen sein. Als funktioneller 
Belang fällt im Rahmen der vorzunehmenden Abwägung nicht mehr die 
Entscheidungsautonomie der Regierung, sondern vor allem die Freiheit 
und Offenheit der Willensbildung innerhalb der Regierung ins Gewicht. 

Unter diesem Aspekt sind Informationen aus dem Bereich der Vorberei-
tung von Regierungsentscheidungen, die Aufschluss über den Prozess 
der Willensbildung geben, umso schutzwürdiger, je näher sie der guber-
nativen Entscheidung stehen (BVerfGE 110, 199, 221; 124, 78, 122 f.). 

Die Abwägung führt hier zu dem Ergebnis, dass das Interesse der Bun-
desregierung an einer Vertraulichkeit der Information überwiegt. Die 
Frage zielt darauf ab, zu erfahren, wann und wie intensiv die Bundesre-
gierung sich intern zum Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylver-
fahren abgestimmt hat. Die Abstimmung des Gesetzentwurfs diente der 
Vorbereitung des entsprechenden Kabinettbeschlusses und reicht damit 
an den innersten Bereich der Willensbildung heran. 

In den Vorentwürfen der letztendlichen Kabinettvorlage manifestiert 
sich der Gestaltungswille der Regierung. Im Rahmen der entsprechen-
den Abstimmung klärt sich, inwieweit die politisch getroffenen Abspra-
chen sich auch in dem Gesetzestext wiederfinden und inwieweit unter 
Umständen ein unterschiedliches Verständnis besteht. Damit wird eine 
Diskussion unter den Kabinettmitgliedern über den Gesetzentwurf zeit-
lich vor den Kabinettstermin gezogen. Letztendlich entspricht die Ab-
stimmung jedoch demselben Zweck und verdient daher auch einen ent-
sprechenden Vertrauensschutz. Dies gilt insbesondere für den Gesetz-
entwurf, der Gegenstand der Frage ist. Er findet seine Grundlage in einer 
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Vereinbarung der Vorsitzenden der die Regierungskoalition tragenden 
Parteien. Diese politische Vereinbarung sah bereits konkrete Rahmen-
vorgaben für den Gesetzentwurf vor, die im Rahmen der Regierungsab-
stimmung konkretisiert werden mussten. Um derartige Beratungen auch 
in Zukunft gegebenenfalls kontrovers vornehmen zu können, muss die-
ser Teil der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung vertraulich 
bleiben. 

Diesem Interesse steht kein gleichwertiges Interesse der Fragestellerin 
gegenüber, insbesondere geht es erkennbar nicht um die Aufdeckung 
von Rechtsverstößen oder ähnlichen Missständen innerhalb der Bundes-
regierung. Die Fragestellerin geht selbst davon aus, dass der oben näher 
bezeichnete Gesetzentwurf allen Bundesressorts spätestens am 29. Ja-
nuar 2016 und damit rechtzeitig vor der Kabinettsitzung vorlag. Die Fra-
gestellerin zieht eine ordnungsgemäße Abstimmung in der Bundesregie-
rung somit gar nicht in Zweifel. Die erfragte Information, wie im Ein-
zelnen der Abstimmungsprozess innerhalb der Bundesregierung vor der 
Kabinettentscheidung verlaufen ist, mag daher von allgemeinem politi-
schem Interesse sein, für die parlamentarische Kontrolle des Regie-
rungshandelns ist sie aber nicht relevant. 

 

44. Abgeordnete 
Ulle Schauws 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hat das Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) bereits vor 
dem 29. Januar 2016 eine Fassung des Referen-
tenentwurfs zum Gesetz zur Einführung be-
schleunigter Asylverfahren erhalten, in der be-
reits der Elternnachzug für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge ausgesetzt war, und wenn ja,
wann wurde diese Fassung dem BMFSFJ zuge-
leitet? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung sieht von einer Beantwortung ab. Die Frage betrifft 
einen Vorgang, der dem Kernbereich der exekutiven Eigenverantwor-
tung unterfällt und daher der parlamentarischen Kontrolle entzogen ist. 
Zwar ist die regierungsinterne Beratung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung beschleunigter Asylverfahren bereits beendet. Doch auch 
nach Abschluss des Beratungsvorgangs kann regierungsinternes Han-
deln dem parlamentarischen Fragerecht entzogen sein. Als funktioneller 
Belang fällt im Rahmen der vorzunehmenden Abwägung nicht mehr die 
Entscheidungsautonomie der Regierung, sondern vor allem die Freiheit 
und Offenheit der Willensbildung innerhalb der Regierung ins Gewicht. 

Unter diesem Aspekt sind Informationen aus dem Bereich der Vorberei-
tung von Regierungsentscheidungen, die Aufschluss über den Prozess 
der Willensbildung geben, umso schutzwürdiger, je näher sie der guber-
nativen Entscheidung stehen (BVerfGE 110, 199, 221; 124, 78, 122 f.). 

Die Abwägung führt hier zu dem Ergebnis, dass das Interesse der Bun-
desregierung an einer Vertraulichkeit der Information überwiegt. Die 
Frage zielt darauf ab, zu erfahren, wann und wie intensiv die Bundesre-
gierung sich intern zum Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylver-
fahren abgestimmt hat. Die Abstimmung des Gesetzentwurfs diente der 
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Vorbereitung des entsprechenden Kabinettbeschlusses und reicht damit 
an den innersten Bereich der Willensbildung heran. 

In den Vorentwürfen der letztendlichen Kabinettvorlage manifestiert 
sich der Gestaltungswille der Regierung. Im Rahmen der entsprechen-
den Abstimmung klärt sich, inwieweit die politisch getroffenen Abspra-
chen sich auch in dem Gesetzestext wiederfinden und inwieweit unter 
Umständen ein unterschiedliches Verständnis besteht. Damit wird eine 
Diskussion unter den Kabinettmitgliedern über den Gesetzentwurf zeit-
lich vor den Kabinetttermin gezogen. Letztendlich entspricht die Ab-
stimmung jedoch demselben Zweck und verdient daher auch einen ent-
sprechenden Vertrauensschutz. Dies gilt insbesondere für den Gesetz-
entwurf, der Gegenstand der Frage ist. Er findet seine Grundlage in einer 
Vereinbarung der Vorsitzenden der die Regierungskoalition tragenden 
Parteien. Diese politische Vereinbarung sah bereits konkrete Rahmenvor-
gaben für den Gesetzentwurf vor, die im Rahmen der Regierungsabstim-
mung konkretisiert werden mussten. Um derartige Beratungen auch in Zu-
kunft gegebenenfalls kontrovers vornehmen zu können, muss dieser Teil 
der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung vertraulich bleiben. 

Diesem Interesse steht kein gleichwertiges Interesse der Fragestellerin 
gegenüber, insbesondere geht es erkennbar nicht um die Aufdeckung 
von Rechtsverstößen oder ähnlichen Missständen innerhalb der Bundes-
regierung. Die Fragestellerin geht selbst davon aus, dass der oben näher 
bezeichnete Gesetzentwurf allen Bundesressorts spätestens am 29. Ja-
nuar 2016 und damit rechtzeitig vor der Kabinettsitzung vorlag. Die Fra-
gestellerin zieht eine ordnungsgemäße Abstimmung in der Bundesregie-
rung somit gar nicht in Zweifel. Die erfragte Information, wie im Ein-
zelnen der Abstimmungsprozess innerhalb der Bundesregierung vor der 
Kabinettentscheidung verlaufen ist, mag daher von allgemeinem politi-
schem Interesse sein, für die parlamentarische Kontrolle des Regie-
rungshandelns ist sie aber nicht relevant. 

 

45. Abgeordnete 
Doris Wagner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
die Geburtenrate in Deutschland im Jahr 2015
entwickelt (soweit Zahlen vorliegen), und inwie-
fern unterscheidet sich nach Kenntnis der Bun-
desregierung die gewünschte Kinderzahl bei
Frauen von den tatsächlich geborenen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 7. März 2016 

Für 2015 liegt die zusammengefasste Geburtenziffer (Geburtenrate) 
noch nicht vor. Für 2014 betrug die Geburtenrate in Deutschland 
1,47 Kinder je Frau. Das ist nach Angaben des Statistischen Bundesam-
tes der höchste Wert seit der Wiedervereinigung Deutschlands. Die Ge-
burtenrate ist 2014 im dritten Jahr in Folge gestiegen: 2013 betrug sie 
1,42 und 2012  1,41 Kinder pro Frau. 

Kinderwünsche werden im Rahmen der amtlichen Bundesstatistiken 
nicht erhoben, sondern über nichtamtliche Befragungen. In Studien wer-
den unterschiedliche Konstrukte und Fragen verwendet, die auch zu un-
terschiedlichen Ergebnissen und Maßzahlen führen. 
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Bei der Erfassung des idealen Kinderwunsches wird in der Regel ge-
fragt, wie viele Kinder sich die Befragten unter der Vorstellung idealer 
persönlicher Lebensumstände wünschen. Beim realistischen Kinder-
wunsch wird in der Regel gefragt, wie viele Kinder sich die Befragten 
unter der Berücksichtigung ihrer tatsächlichen Lebensumstände wün-
schen. Nach Berechnungen des Bundesinstituts für Bevölkerungsfor-
schung auf Basis der Daten von pairfam aus dem Jahr 2013 betrug 2011 
die individuelle ideale Kinderzahl bei den befragten Altersgruppen für 
Befragte im Alter von 20, 26 bis 30, 36 bis 39 Jahren1 2,26 Kinder. Der 
realistische Kinderwunsch betrug für dieselben Altersgruppen 
2011  1,77 Kinder. Verschiedene Studien zeigen, dass die Kinderwün-
sche in Deutschland in den letzten Jahren gestiegen sind. 

Die Erfassung der Lücke zwischen tatsächlicher Kinderzahl und ge-
wünschter Kinderzahl ist methodisch schwierig. Zum einen verändert 
sich die gewünschte Kinderzahl im Lebensverlauf, zum anderen benötigt 
man Angaben von Frauen mit abgeschlossener Fertilitätsphase und An-
gaben derselben Frauen zu ihrem (früherem) Kinderwunsch. Verlässli-
che Daten liegen der Bundesregierung dazu nicht vor. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 

46. Abgeordnete 
Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie erklärt die Bundesregierung den massiven
Rückgang der Kosten für Erstattungen für Psy-
chotherapie nach § 13 Absatz 3 SGB V, die nach 
dem endgültigen Rechnungsergebnis der ge-
setzlichen Krankenversicherung für 2014 von
45 365 858 Euro im Jahr 2012 um 42 403 891 Euro
auf nur noch 2 961 967 Euro im Jahr 2014 gesun-
ken sind und damit nur noch einen Bruchteil
(6,5 Prozent) der Summe von 2012 ausmachen,
obwohl die Kosten in den Jahren zuvor kontinu-
ierlich angestiegen sind (vgl. die Antwort der 
Bundesregierung vom 17. Juli 2014 auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 18/2140)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. März 2016 

Die Kostenerstattungen nach § 13 Absatz 3 SGB V für psychotherapeu-
tische Behandlungen wurden bis 2013 unter der Kontenart 593 gebucht. 
Mit Erlass vom 15. August 2013 wurde im Kontenrahmen der gesetzli-
chen Krankenversicherung die Kontenart 593 zum 1. Januar 2013 ge-
löscht. Aus fachlicher Sicht wurde keine Notwendigkeit gesehen, ledig-
lich einen Teilbereich, hier Erstattungen für Psychotherapie, abbilden zu 

                                                            
1 Die spezifischen Altersgruppen ergeben sich, weil in der Befragung von pairfam nur die Jahrgänge 1971-1973, 1981-1983 und 1991-

1993 befragt wurden. Die betrachteten Jahrgänge sind 2011 dann zwischen 20 und 39 Jahren alt. 
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lassen, ohne den Gesamtumfang aller Kostenerstattungen nach § 13 Ab-
satz 3 SGB V beziffern zu können. Auch in Anbetracht des bislang an-
gefallenen Verwaltungsaufwands bei einer getrennten Ausweisung wur-
den zukünftig die Buchungsvorgänge zur Kostenerstattung im Bereich 
der Psychotherapie an die allgemeinen Buchungsvorschriften zur Kos-
tenerstattung angepasst. Zum 1. Januar 2014 wurde die Kontenart 593 
wieder neu eingerichtet. Hierauf werden seitdem Forschungsvorhaben 
nach § 287 SGB V gebucht. 

 

47. Abgeordnete 
Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Was unternimmt die Bundesregierung um sicher-
zustellen, dass die gesetzlichen Krankenkassen bei
nicht erbrachter Psychotherapieleistungen durch 
einen kassenzugelassenen Psychotherapeuten den
gesetzlich garantierten Anspruch auf Kostenerstat-
tung nach § 13 Absatz 3 SGB V nicht durch über-
höhte Anforderungen an den Nachweis einer „un-
aufschiebbaren Leistung“ in der Praxis aushöhlen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. März 2016 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass die gesetzlichen Kranken-
kassen überhöhte Anforderungen an den Nachweis einer „unaufschieb-
baren Leistung“ stellen. 

Im Übrigen enthält das GKV-Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-
VSG), das seit dem 23. Juli 2015 in Kraft ist, eine ganze Reihe von Re-
gelungen, die dazu dienen, die psychotherapeutische Versorgung zu ver-
bessern. So hat der Gemeinsame Bundesausschuss den Auftrag erhalten, 
bis zum 30. Juni 2016 die Psychotherapie-Richtlinie weiterzuentwi-
ckeln. Ziel dieser Weiterentwicklung ist eine effektivere psychothera-
peutische Versorgung. Nach Inkrafttreten der Überarbeitung der Richt-
linien werden zudem die Regelungen zu den Terminservicestellen auch 
für die Vermittlung von Terminen für psychotherapeutische Behandlun-
gen nach § 75 Absatz 1a Satz 13 SGB V gelten. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 
11. Mai 2015 auf Ihre Schriftliche Frage 55 auf Bundestagsdrucksa-
che 18/4908, S. 69 sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend 
den „Anstieg der Kostenerstattung für Psychotherapie in der gesetzli-
chen Krankenversicherung“ auf Bundestagsdrucksache 18/2140 vom 
17. Juli 2014 verwiesen. 

48. Abgeordneter 
Dr. Harald Terpe 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie ist der aktuelle Verhandlungsstand sowie der
weitere Zeitplan zur Novellierung der Gebühren-
ordnung für Ärzte, und kann das vom Bundesge-
sundheitsminister Hermann Gröhe angegebene
Ziel, den Kabinettentwurf zur Novellierung der
Gebührenordnung für Ärzte im Sommer 2016 vor-
zulegen, erreicht werden (vgl. Deutsches Ärzte-
blatt, Heft 51–52 vom 21. Dezember 2015)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. März 2016 

Fachliche Grundlage und Voraussetzung für eine Novellierung der Ge-
bührenordnung für Ärzte (GOÄ) sowie die dafür notwendige Anpassung 
der Bundesärzteordnung (BÄO) und anderer Rechtsvorschriften, die Be-
zug auf die GOÄ nehmen, ist ein gemeinsamer Vorschlag von der Bun-
desärztekammer (BÄK) und dem Verband der Privaten Krankenversi-
cherung e. V., der mit Beteiligung der Beihilfekostenträger erarbeitet 
und abgestimmt wurde. Momentan befindet sich der Vorschlag noch in 
der Abstimmung der Beteiligten. Nach derzeitiger Terminlage kann eine 
Kabinettbefassung im Sommer 2016 erreicht werden. 

 

49. Abgeordneter 
Dr. Axel Troost 
(DIE LINKE.) 

Wie wird der Gesundheitsfonds zur Finanzierung
der gesetzlichen Krankenkassen ertragsteuerlich 
behandelt, und in welcher Höhe sind dem Ge-
sundheitsfonds negative Zinseinnahmen infolge
von negativen Zinssätzen bei Einlagen in den Jah-
ren 2014 und 2015 entstanden (bitte mit Darstel-
lung der ertragsteuerlichen Behandlung anhand
der Rechtsform angeben)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 7. März 2016 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts, zu denen auch der Gesund-
heitsfonds als rechtlich unselbständiges Sondervermögen zählt, unterlie-
gen nach § 1 Absatz 1 Nummer 6 des Körperschaftsteuergesetzes 
(KStG) nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art der unbeschränkten 
Körperschaftsteuerpflicht. Durch die Vermögensverwaltung wird bezo-
gen auf den Gesundheitsfonds kein steuerpflichtiger Betrieb gewerbli-
cher Art begründet. Die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind da-
neben nach § 2 Nummer 2 KStG mit ihren inländischen Einkünften, die 
dem Steuerabzug vollständig oder teilweise unterliegen, beschränkt kör-
perschaftsteuerpflichtig. Bei den in der Frage angesprochenen Negativ-
zinsen handelt es sich um Aufwand, folglich ist der Tatbestand des 
§ 2 Nummer 2 KStG nicht erfüllt. 

Dem Gesundheitsfonds sind im Jahr 2014 Zinsen in Höhe von 7,8 Mio. 
Euro zugeflossen. Die Gesamteinnahmen des Gesundheitsfonds betru-
gen 199 Mrd. Euro. Im Jahr 2015 betragen die Negativzinsen nach den 
vorläufigen Rechnungsergebnissen rund 1,8 Mio. Euro. Dem stehen Ge-
samteinnahmen von 206 Mrd. Euro gegenüber. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 

50. Abgeordnete 
Annalena Baerbock 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie ist der Stand der Überarbeitungen bei der
Verwaltungsvorschrift der Straßenverkehrs-Ord-
nung zu Großraum- und Schwertransporten, ins-
besondere mit Blick auf die polizeiliche Beglei-
tung, sowie zu den Verkehrszeichenregelplänen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 7. März 2016 

Die Ressortabstimmung zum Entwurf einer Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) ist bereits abgeschlossen. Die 
Unterrichtung der Fraktionen des Deutschen Bundestages erfolgte am 
2. März 2016. Dann wurde die Anhörung der Länder und Verbände ein-
geleitet. Die Regelpläne für die erforderlichen Verkehrszeichenanord-
nungen sind nicht Bestandteil der VwV-StVO. Diese wurden bereits mit 
der Verkehrsblattverlautbarung (VkBl. 2015 S. 686) veröffentlicht. 

 

51. Abgeordneter 
Herbert Behrens 
(DIE LINKE.) 

Inwieweit teilt die Bundesregierung die Ansicht
des VATM (Verband der Anbieter von Telekom-
munikations- und Mehrwertdiensten e. V.), dass 
alle „wesentlichen, vor allem auch wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen untersucht und zur Grund-
lage einer neuen Breitbandstrategie gemacht wer-
den“ sollten (VATM – Pressemitteilung vom 
17. Februar 2016: VATM-Mitgliedschaft im Wirt-
schaftsrat Deutschland: Starker Schulterschluss für
eine digitale Zukunft)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 7. März 2016 

Die Bundesregierung vertritt die Position, dass die Grundlage der Breit-
bandstrategie eine ganzheitliche Betrachtung aller relevanten Rahmen-
bedingungen sein muss. Neben den vom VATM genannten wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen sind hierbei auch gesellschaftspolitische  
sowie technische Aspekte zu berücksichtigen (bspw. Teilhabe und 
Chancengerechtigkeit für alle gesellschaftlichen Gruppen, regionaler 
Gleichklang der Infrastrukturversorgung, staatliche Verantwortung und 
privatwirtschaftlicher Ausbau). 
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52. Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Rechnet die Bundesregierung damit, dass die von
ihr geplante PKW-Maut noch in dieser Wahlperi-
ode eingeführt wird (bitte begründen), vor dem 
Hintergrund von Presseberichten (siehe http://
derstandard.at/2000031220488/EU-Kommission- 
koennte-Verfahren-zu-Pkw-Maut-im-April- 
ausweiten), dass die EU-Kommission im April
2016 die zweite Stufe des Vertragsverletzungs-
verfahrens gegen Deutschland eröffnen wird, und
welche Korrespondenz gab es im Rahmen der ers-
ten Stufe des Vertragsverletzungsverfahrens zwi-
schen der Bundesregierung und der EU-Kommis-
sion (bitte nach Datum, Inhalt und Art der Kor-
respondenz aufschlüsseln)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 7. März 2016 

Deutschland hat alle gesetzlichen Voraussetzungen für die technische 
Umsetzung der PKW-Maut geschaffen. 

Die EU-Kommission hat mit Aufforderungsschreiben vom 18. Juni 
2015 ein Vertragsverletzungsverfahren bezüglich der Einführung der 
Infrastrukturabgabe gegen Deutschland eingeleitet. 

Deutschland hat sich in einem Antwortschreiben vom 17. August 2015 
fristgerecht zu den im Aufforderungsschreiben dargelegten Vorwürfen der 
EU-Kommission geäußert und die Einstellung des Verfahrens gefordert. 
Die EU-Kommission hat daraufhin mit Schreiben vom 11. Dezember 
2015 in einem ,,ergänzenden Aufforderungsschreiben“ um weitere Aus-
künfte gebeten. Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Auffassung, dass das 
Gesetz zur Einführung der Infrastrukturabgabe EU-rechtskonform ist. 

Am 2. Februar 2016 hat sie – wiederum fristgerecht – ein Antwort-
schreiben auf das ergänzende Mahnschreiben an die EU-Kommission 
gesandt, in welchem sie erneut auf die Vorwürfe der EU-Kommission 
eingegangen ist und die Einstellung bzw. den zügigen Fortgang des Ver-
fahrens gefordert hat. 

 

53. Abgeordneter 
Christian Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie sieht der genaue Zeitplan für die vereinbarte
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz-Nachfol-
geregelung aus, und wann soll die benötigte
Grundgesetzänderung eingebracht werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 4. März 2016 

Bund und Länder haben anlässlich der Besprechung der Bundeskanzle-
rin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 
24. September 2015 den politischen Willen dokumentiert, das Pro-
gramm nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz fortzuführen. 

Darüberhinausgehende Festlegungen wurden nicht getroffen. 
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54. Abgeordnete 
Sabine Leidig 
(DIE LINKE.) 

Erfolgte eine fachliche Beteiligung bei den Bewer-
tungen der Projekte des Bundesverkehrswegeplans
(BVWP) 2015 durch das Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
sowie eine Abstimmung des Umweltberichts des 
BVWP 2015 mit diesem Bundesministerium (bitte 
begründen)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 9. März 2016 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (BMUB) war im Zuge der Erarbeitung des neuen Bundesverkehrs-
wegeplans an der Weiterentwicklung der BVWP-Methodik zur Bewertung 
von Projekten fachlich beteiligt. Zudem erfolgte eine Beteiligung bei der 
Festlegung des Untersuchungsrahmens zum neuen BVWP. 

 

55. Abgeordnete 
Brigitte Pothmer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Weshalb hat die Bundesregierung bei der
Vergabe kommunaler Busverkehre anders als 
beim Schienenpersonennahverkehr keine Rege-
lung bezüglich des Personalübergangs im Falle
des eigenwirtschaftlichen Weiterbetriebs von
Busverkehren getroffen (vgl. Situation in Hildes-
heim und Pforzheim, Wirtschaftswoche vom 
29. Januar 2016), und inwieweit sieht die Bundes-
regierung hier zum Schutz der Beschäftigten
kommunaler Eigenbetriebe Handlungsbedarf? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 4. März 2016 

Für die Erbringung von Verkehrsleistungen im öffentlichen Personen-
nahverkehr auf der Straße ist eine Genehmigung nach dem Personenbe-
förderungsgesetz erforderlich. Dies gilt auch für Verkehrsleistungen, für 
deren Erbringung ein öffentlicher Auftrag vergeben wird. Eigenwirt-
schaftliche Verkehrsleistungen genießen Vorrang vor Verkehrsleistun-
gen, die einer öffentlichen Finanzierung bedürfen und nach den Regeln 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 vergeben werden müssen. An diesem Grundsatz hat 
der Gesetzgeber bei der Novellierung des Personenbeförderungsgeset-
zes im Jahr 2012 ausdrücklich festgehalten. Der Betreiber eines eigen-
wirtschaftlichen Verkehrs ist nicht verpflichtet, Personal des Vorbetrei-
bers zu übernehmen. Dies wäre mit dem Prinzip der Eigenwirtschaftlich-
keit schwerlich zu vereinbaren. Der eigenwirtschaftliche Betreiber hat 
keine Möglichkeit, eventuelle Mehrkosten für die Übernahme des Per-
sonals mit seinem Angebot in einem Vergabeverfahren geltend zu ma-
chen. Die europarechtliche Befugnis der öffentlichen Auftraggeber zur 
Anordnung einer Personalübernahme nach Artikel 4 Absatz 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 findet auf eigenwirtschaftliche Verkehre 
keine Anwendung, da sie nicht nach den Regeln der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 vergeben werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

56. Abgeordnete 
Bärbel Höhn 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Bundesbauten (Bewilligungssumme
über 1 Mio. Euro) sind im Zeitraum von 2008 bis 
2015 kostenmäßig aus dem Plan gelaufen (bitte in 
Prozent und absoluten Zahlen angeben), und auf 
welche Summe addieren sich diese Mehrkosten
bisher? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 9. März 2016 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (BMUB) hat mit dem Aufbau einer bauverwaltungsübergreifen-
den Projektdatenbank begonnen, die in absehbarer Zeit konkrete Aus-
wertungen von Projekten auch in dem erfragten Zeitraum zulassen wird. 

Zudem hat das BMUB in den letzten Monaten eine Erhebung zur Kos-
ten- und Termineinhaltung bei Baumaßnahmen zwischen 10 Mio. und 
240 Mio. Euro, die im Zeitraum von 2000 bis 2015 abgeschlossen wur-
den, veranlasst. Diese qualifizierte Stichprobe führte zu dem Ergebnis, 
dass etwa 60 Prozent der Projekte annähernd im Kostenrahmen abge-
schlossen werden konnten. 

Rund 65 Prozent der Vorhaben konnten annähernd im Terminrahmen 
fertiggestellt werden. Bei ca. 52 Prozent der Projekte konnten der Kos-
ten- und der Terminrahmen annähernd eingehalten werden. 

Diese statistische Erhebung dürfte auch repräsentativ für die größeren 
Bundesbauvorhaben in dem von Ihnen angesprochenen Zeitraum von 
2008 bis 2015 sein. Bei Berücksichtigung der Vorhaben zwischen 1 und 
10 Mio. Euro, für die derzeit keine Erhebungen vorliegen, dürften die 
Zahlen tendenziell höher liegen, da sich bei kleineren Projekten erfah-
rungsgemäß seltener Planabweichungen ergeben. 

Zu der Summe der Kostenüberschreitungen können keine belastbaren 
statistischen Aussagen gemacht werden. Dies wird erst möglich sein, 
wenn in der o. g. Datenbank alle relevanten Bauvorhaben erfasst sein 
werden. 

 

57. Abgeordnete 
Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche konkreten Erkenntnisse hat die Bundes-
regierung zum Zeitbedarf bzw. zu etwaigen Zeit-
plänen der Bundesländer, bis wann der neue nuk-
leare Katastrophenschutz jeweils voll einsatzfä-
hig sein soll und bis wann jeweils die ersten Ka-
tastrophenschutzübungen auf Basis der seit dem
Jahr 2011 überarbeiteten Grundlagen erfolgen
sollen (es wird um möglichst konkrete zeitliche
Angaben gebeten; bitte konkreter als in der Ant-
wort der Bundesregierung auf meine Schriftliche
Frage 62 auf Bundestagsdrucksache 18/7181)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 7. März 2016 

Die Umsetzung der Konzepte zum nuklearen Katstrophenschutz liegt in 
der Zuständigkeit der Bundesländer. 

Konkrete Erkenntnisse zu Zeitplanungen der Bundesländer für die Um-
setzung der aktuellen Empfehlungen für den Katastrophenschutz in der 
Umgebung kerntechnischer Anlagen liegen der Bundesregierung nur aus 
Bayern und Schleswig-Holstein vor. Das Bayerische Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr hält es für realistisch, dass die neuen 
Planungsvorgaben für den Katastrophenschutz bis zum Ende des Jah-
res 2017 umgesetzt werden. In Teilen wurden die Vorgaben bereits um-
gesetzt, beispielsweise wurden die neuen Gebiete der Mittel- und 
Zentralzone bereits genau festgelegt und auch mit der Überarbeitung der 
bestehenden Evakuierungsplanung wurde bereits begonnen. Schleswig-
Holstein strebt an, die Ausweitung der Planungszonen um das Atom-
kraftwerk Brokdorf im Jahr 2016 abzuschließen. Der Radius für das Pla-
nungsgebiet der Zentralzone ist bereits von bisher 2 Kilometer auf 5 Ki-
lometer erweitert worden. 

Die anderen Bundesländer haben, soweit sie sich betroffen sehen, mit 
der Umsetzung der aktuellen Empfehlungen begonnen. Eine Zeitpla-
nung ist der Bundesregierung jedoch nicht bekannt. 

Hinsichtlich Übungsplanungen in Zusammenhang mit den aktuellen 
Empfehlungen für den Katastrophenschutz in der Umgebung kerntech-
nischer Anlagen liegen der Bundesregierung konkrete Erkenntnisse aus 
den Bundesländern Bayern und Brandenburg vor. Bayern strebt an, im 
Jahr 2017 eine erste Stabsrahmenübung auf der Grundlage der neuen 
Planungsgebiete durchzuführen. Da das Land Brandenburg sich nicht im 
Umkreis von 100 km zu einem Atomkraftwerk im Leistungsbetrieb be-
findet und somit nach Einschätzung Brandenburgs nicht in besonderem 
Umfang gefährdet ist, ist seitens Brandenburg nicht vorgesehen, eine 
Katastrophenschutzübung zum Thema „kerntechnischer Unfall“ durch-
zuführen. 

Im Übrigen nehme ich Bezug auf meine Antwort vom 22. Dezember 
2015 auf Ihre Schriftliche Frage 62 auf Bundestagsdrucksache 18/7181. 

 

58. Abgeordnete 
Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung be-
züglich des Zeitplans für den nächsten geplanten 
Plutoniumtransport von Deutschland in die USA
sowie bezüglich der Menge und der Herkunft des
Plutoniums? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 3. März 2016 

Derzeit sind der Bundesregierung keine Anträge in Bezug auf den Trans-
port von Plutonium in die USA bekannt. 
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59. Abgeordnete 
Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche konkreten Erkenntnisse hat die Bundesre-
gierung, ob die belgischen und tschechischen 
Atomkraftwerke Doel und Tihange bzw. Temelin
und Dukovany mittlerweile über eine gefilterte
Druckentlastung (filtered venting) verfügen (vgl.
hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 18/1412),
und welche konkreten Erkenntnisse hat sie zu den
mutmaßlich gefälschten Röntgenaufnahmen von
Schweißnähten in den tschechischen Atomkraft-
werken Dukovany und Temelin (insbesondere
zum Stand der Überprüfungen, Wiederanfahren al-
ler Reaktoren, zu strafrechtlicher Verfolgung der
Täter, Konsequenzen der tschechischen Atomauf-
sicht und weiterem Verfahren; vgl. hierzu „Schlam-
perei mit System? Atomaufsicht rügt laxe Kontrolle
von Schweißnähten in AKWs“ online unter
www.radio.cz/de/rubrik/tagesecho/schlamperei- 
mit-system-atomaufsicht-ruegt-laxe-kontrolle-von- 
schweissnaehten-in-akws vom 1. Februar 2016)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 9. März 2016 

Nach Kenntnissen der Bundesregierung verfügen die belgischen Atom-
kraftwerke (AKW) Doel und Tihange derzeit noch über kein System zur 
gefilterten Druckentlastung. Laut dem belgischen nationalen Aktions-
plan (National action plan for nuclear power plants) vom 20. Dezem-
ber 2012 ist die Implementierung einer gefilterten Druckentlastung in 
allen laufenden Anlagen vorgesehen. Die zuständige atomrechtliche 
Aufsichtsbehörde Federaal Agentschap voor nucleaire controle (FANC) 
informierte im Rahmen des Post-Fukushima National Action Plans 
Workshop im April 2015, dass eine schrittweise Installation in den An-
lagen vom Betreiber geplant sei. 

Die tschechischen Atomkraftwerke Dukovany und Temelin verfügen 
nach Kenntnisstand der Bundesregierung über keine Systeme zur gefil-
terten Druckentlastung. Entsprechend dem tschechischen Nationalen 
Aktionsplan von 2012 in Umsetzung der Ergebnisse des EU-Stresstests 
laufen Untersuchungen für die Anlage Temelin, ob und inwieweit die 
Implementierung eines solchen Systems zielführend bzw. erforderlich 
ist. Die Prüfung des Erfordernisses hängt mit der unterschiedlichen An-
lagentechnik zusammen. 

Die tschechische atomrechtliche Aufsichtsbehörde SUJB (SUJB = Be-
hörde für öffentliche Sicherheit) und der Betreiber CEZ haben im Rah-
men des turnusmäßigen Treffens der Deutsch-Tschechischen Kommis-
sion (DTK) im Oktober 2015 über Unregelmäßigkeiten bei Röntgenauf-
nahmen von Schweißnähten berichtet. Die Informationen betrafen Auf-
nahmen von Nähten von Rohrleitungen des Sekundärkühlkreislaufs im 
AKW Dukovany sowie entsprechend eingeleitete Maßnahmen seitens 
der Behörde und des Betreibers. Von mutmaßlich vergleichbaren Unre-
gelmäßigkeiten bei Röntgenaufnahmen von Schweißnähten auch beim 
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AKW Temelin erfuhr die Bundesregierung über Presse- und Agen-
turmeldungen im Februar 2016. Daraufhin hat das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit die zuständige 
Aufsichtsbehörde SUJB um weitere Informationen gebeten. 

Nach Auskunft der SUJB hat es in beiden Anlagen Unregelmäßigkeiten 
bei Röntgenaufnahmen von Schweißnähten gegeben. Laut der SUJB 
seien in beiden Anlagen mit Mängeln behaftete Schweißnähte an Rohr-
leitungen des Sekundärkühlkreislaufs entdeckt worden. Die SUJB hat 
zudem mitgeteilt, dass die festgestellten Mängel im AKW Dukovany be-
hoben wurden und die Behebung der Mängel im AKW Temelin im Zuge 
des nächsten Anlagenstillstands zum Kernbrennstoffwechsel vorgese-
hen sei. 

Es liegt in der Verantwortung der tschechischen atomrechtlichen Auf-
sichtsbehörde, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Diese Thema-
tik wird auch weiterhin Gegenstand der bilateralen Gespräche im Rah-
men der DTK sein. 

Wir sind mit den belgischen und tschechischen Aufsichtsbehörden über 
die Umsetzung der Sicherheitsverbesserungen, die nach Fukushima de-
finiert wurden – bspw. eine gefilterte Druckentlastung oder Vergleich-
bares – im Gespräch. Insbesondere angesichts der steigenden Tendenz 
zu Laufzeitverlängerungen erwarten wir, dass diese Maßnahmen nun zü-
gig vollständig umgesetzt werden. 

 

60. Abgeordneter 
Peter Meiwald 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Methanemissionen entlang der Erdgasförder-, 
Liefer- und Nutzungskette im Vergleich zu den
Methanemissionen aus der Erdölförderung in
Deutschland (bitte Methanemissionen nach Erd-
gasförderung, Lieferung und Nutzung aufschlüs-
seln)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 4. März 2016 

Als Vertragspartei der Klimarahmenkonvention legt Deutschland regel-
mäßig einen Bericht über die Treibhausgasemissionen vor1. 

Die nachfolgenden Tabellen beinhalten die territorialen Emissionen in-
nerhalb Deutschlands. 

Nicht enthalten sind Emissionen in den Staaten, aus denen das 
Erdöl/Erdgas importiert wurde, sowie die bei der Nutzung (Verbren-
nung) von Erdgas und Erdöl entstehenden CO2-Emissionen. 

                                                            
1 www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/treibhausgas-emissionen 
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Erdöl  

Quelle Methanemissionen (CH4) 
im Jahr 2014  

Exploration und Förderung 0,48 kt2 
Transport 0,59 kt 
Raffinierung und Lagerung 8,19 kt 
Verteilung von Raffinerieprodukten 
zu Verbrauchern 

0,00 kt 

Gesamt 9,26 kt 
 
Deutschland hat im Jahr 2014 rund 2,4 Mio. Tonnen Erdöl gefördert, 
was rund 2 Prozent des Bedarfes entspricht. Die Methanemissionen im 
Fall von Erdöl betrugen 9,26 Kilotonnen und somit 0,4 Prozent der deut-
schen Gesamtmethanemissionen. 

 
Erdgas  

Quelle Methanemissionen 
(CH4) im Jahr 2014  

Förderung und Aufbereitung 2,59 kt 
Transport und Untergrundspeicherung 76,34 kt 
Verteilung 88,46 kt 
Anwenderverluste 26,57 kt 
Gesamt 193,96 kt 

 
Deutschland hat im Jahr 2014 rund 9,1 Mrd. Kubikmeter Erdgas geför-
dert. Dies sind rund 9 Prozent des Bedarfes. Die Methanemissionen im 
Fall von Erdgas betrugen 193,96 Kilotonnen und somit 8,7 Prozent der 
deutschen Gesamtmethanemissionen. 

 

61. Abgeordnete 
Dr. Julia Verlinden 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Kühlgerä-
teaustauschprogramm im Rahmen des Projekts
Stromspar-Check PLUS nach Ende der Pro-
grammlaufzeit im März 2016 fortzuführen, vor
dem Hintergrund, dass die Bundesregierung ‚der 
Weiterentwicklung des Projekts „Stromspar-
Check PLUS“ grundsätzlich positiv gegenüber‘
steht (vgl. die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksa-
che 18/7101), und welche Maßnahmen plant die
Bundesregierung ggf. zu ergreifen, damit die
„Abwrackprämie“ für Kühlschränke von den
adressierten Haushalten besser angenommen
wird, vor dem Hintergrund, dass von den knapp
19 000 herausgegebenen Gutscheinen nicht ein-
mal 4 000 Gutscheine eingelöst wurden (Stand
November 2015, vgl. die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestags-
drucksache 18/7101)? 

                                                            
2 Hier sind auch Explorationsemissionen des Erdgassektors enthalten, diese haben allerdings einen sehr geringen Anteil 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 4. März 2016 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit beabsichtigt, den vom Deutschen Caritasverband e. V. (DCV) 
und Bundesverband der Energie- und Klimaschutzagenturen Deutsch-
lands (eaD) eingereichten Antrag auf Förderung eines bundesweiten 
Vorhabens „Stromspar-Check Kommunal“ (2016 bis 2019) im Rahmen 
der Nationalen Klimaschutzinitiative zu bewilligen. Das neue Projekt 
beinhaltet auch die Fortführung des im Jahr 2013 begonnenen Kühlge-
rätetauschprogramms. Unter Berücksichtigung der bisherigen Projekter-
fahrungen ist es geplant, 6 000 Gutscheine in Höhe von jeweils 150 Euro 
für den Austausch ineffizienter Kühlgeräte in einkommensschwachen 
Haushalten durch besonders effiziente Kühlgeräte (A+++) bereitzustel-
len. 

Die Zielwerte des aktuellen „Stromspar-Check PLUS“ wurden im Laufe 
des Vorhabens von ursprünglich 16 000 Gerätetauschen auf ca. 5 000 bis 
8 000 reduziert. Wesentliche Anpassungsgründe sind insbesondere die 
langfristigen Prozesse zur Kaufentscheidung sowie die Schwierigkeit 
der Bereitstellung eigener finanzieller Mittel in den angesprochenen 
Haushalten. Aufgrund der bisher erzielten (4 101) und prognostizierten 
Tauschzahlen (5 097 – Stand Februar 2016) ist es sehr wahrscheinlich, 
dass die modifizierten Zielzahlen des „Stromspar-Check PLUS“ erreicht 
und eine sachgerechte Fortführung im nachfolgenden Projekt ermöglicht 
werden können. 

Zur inhaltlichen und quantitativen Prüfung des Tauschprogramms rei-
chen die Projektpartner in regelmäßigen Abständen die erzielten Aus-
tauschzahlen ein. Einmal jährlich führen die Verbundpartner eine Ana-
lyse und Bewertung des Soll-Ist-Zustandes durch und prüfen eine mög-
liche inhaltliche Anpassung des Kühlgeräteaustauschkonzeptes und sei-
ner Anwendbarkeit. Hieraus werden dann Schlussfolgerungen zur An-
passung gezogen. So werden die beiden Projektpartner DCV und eaD im 
neuen Projekt beispielsweise den Aufbau lokaler Fonds bewerben, die 
eine Kofinanzierung der Gerätetausche ermöglichen sollen. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

62. Abgeordneter 
Niema Movassat 
(DIE LINKE.) 

Wann wurde der Aufsichtsrat der DEG – Deutsche
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft GmbH
über die (bevorstehende oder zugesagte) Gewäh-
rung eines langfristigen Darlehens in Höhe von
16,5 Mio. US-Dollar an den Konzern Feronia für
sein Palmölgeschäft in der Demokratischen Repu-
blik Kongo (www.deginvest.de/DEG-Dokumente/
Die-DEG/Verantwortung/Investitionsbezogene-
Kurzinformationen/201512_Feronia_DE.pdf) in-
formiert, und inwiefern vertritt die Bundesregie-
rung die Meinung, dass diese Finanzierung im
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Einklang mit den entwicklungspolitischen Grund-
sätzen der Bundesregierung, die der DEG laut Ge-
sellschaftsvertrag als Rahmen dienen, sowie dem
Menschenrechtsleitfaden des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ), an dem sich die DEG nach Aus-
kunft der Bundesregierung bei ihrer Arbeit orien-
tiert (siehe die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 20 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 18/1717) steht,
angesichts eines Berichts der Nichtregierungsor-
ganisation GRAIN, der Landaneignungen von
Feronia für das Palmölgeschäft auf Kosten der lo-
kalen Bevölkerung, Verletzungen von Arbeits-
und Menschenrechten durch das Unternehmen so-
wie menschenunwürdige Arbeitsbedingungen auf
dessen Plantagen dokumentiert (www.grain.org/
article/entries/5220-agro-colonialism-in-the-congo-
european-and-us-development-finance-bankrolls-
a-new-round-of-agro-colonialism-in-the-drc)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 7. März 2016 

Der Aufsichtsrat der DEG wird regelmäßig über die Finanzierungsbe-
schlüsse der Geschäftsführung informiert. Genauere Einzelheiten über 
die interne Arbeit des DEG-Aufsichtsgremiums kann die Bundesregie-
rung nicht bereitstellen. 

Gemeinsam mit anderen Entwicklungsfinanzierungsinstitutionen (De-
velopment Finance Institutions, DFIs) stellt die DEG dem Unternehmen 
Plantations et Huileries du Congo (PHC), einer Tochter von Feronia, ein 
langfristiges Darlehen bereit. Die DEG engagiert sich in diesem Vorha-
ben, um in einem der ärmsten Länder Afrikas dazu beizutragen, dass die 
Bevölkerung mit einem wichtigen Grundnahrungsmittel versorgt wird, 
zahlreiche Arbeitsplätze gesichert werden bzw. neue entstehen und die 
lokale Infrastruktur verbessert wird. 

Auf www.feronia.com stellt das Unternehmen umfangreiche Informati-
onen zum Unternehmen und der Arbeit vor Ort bereit. Zu den in dem 
genannten Bericht der Nichtregierungsorganisation GRAIN geäußerten 
Herausforderungen nimmt Feronia aktiv und detailliert Stellung (siehe 
u. a. www.feronia.com/pages/view/environmental_social_policy). Die 
mit Feronia und anderen DFIs gemeinsam vereinbarte Nachhaltigkeits-
strategie verdeutlicht das umfangreiche und verantwortungsvolle Enga-
gement des Unternehmens (www.feronia.com/sustainability/governance_ 
policies). 

Die DEG hat sich intensiv mit den Gegebenheiten und Herausforderun-
gen vor Ort befasst, insbesondere auch mit den Aktivitäten des Unter-
nehmens in Bezug auf Umwelt- und Sozialmanagement sowie Einhal-
tung der Menschenrechte. 

Die DEG wendet bei all ihren Finanzierungen die Durchführungsstan-
dards der Internationalen Finanz-Corporation (IFC) inklusive der dazu-
gehörigen Richtlinien zu Umwelt, Gesundheit und Sicherheit sowie die 
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Normen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) an. Die von der 
IFC entwickelten Standards sind in der internationalen Entwicklungsfi-
nanzierung der am weitesten verbreitete Beurteilungsmaßstab. Im 
Jahr 2012 wurden diese überarbeitet, was zu einer noch umfassenderen 
Berücksichtigung von Menschenrechtsaspekten geführt hat (Veranke-
rung in allen acht Umsetzungsstandards). 

Die Aktivitäten der DEG orientieren sich darüber hinaus auch an den 
Richtlinien der Vereinten Nationen (,,Guiding Principles“, die auch als 
„Ruggie Prinzipien“ bekannt sind). Die an den Privatsektor adressierten 
Empfehlungen dieses wichtigsten UN-Referenzdokumentes im Bereich 
Wirtschaft und Menschenrechte wurden im Jahr 2012 auch in die IFC-
Durchführungsstandards integriert. 

Da sich das Menschenrechtskonzept des BMZ ebenfalls an diesen „Gui-
ding Principles“ sowie den IFC-Standards orientiert, besteht aus Sicht 
der Bundesregierung kein Anlass für·Zweifel daran, dass die Finanzie-
rung der DEG im Einklang mit den entwicklungspolitischen Grundsät-
zen der Bundesregierung sowie dem Menschenrechtskonzept des BMZ 
steht. 

 

63. Abgeordneter 
Niema Movassat 
(DIE LINKE.) 

Wie sieht die Saatgutbeschaffung für Äthiopien, die
die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung im Rahmen der Soforthilfemaß-
nahmen zur Bekämpfung der Folgen des Wetter-
phänomens El Niño (www.bmz.de/de/presse/
aktuelleMeldungen/2016/januar/160121_pm_ 
004_Duerre-in-Afrika-Deutschland-unterstuetzt- 
mit-ueber-70-Millionen-Euro/index.html) durch-
führt, konkret aus (bitte Angaben zu den verteil-
ten Sorten und deren Merkmalen, den Herstellern,
Kriterien für deren Auswahl, sowie Art der Ver-
teilung machen), und unterstützt bzw. plant die
Bundesregierung die Unterstützung von Maßnah-
men zum Aufbau lokaler Saatgutreserven, die die
Versorgung der Bauern bei zukünftigen Krisen
mit lokal angepasstem Saatgut sicherstellen sol-
len (in diesem Fall wird um eine Auflistung der
Projekte gebeten)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 7. März 2016 

Das BMZ hat für Äthiopien im Rahmen der Ernährungskrise bislang 
kurzfristige Unterstützung in Höhe von insgesamt 41,3 Mio. Euro zuge-
sagt. Über existierende Strukturen aktueller Vorhaben in der Entwick-
lungszusammenarbeit sowie über VN-Programme wird so direkt Hunger 
und Mangelernährung von Schwangeren, Müttern und Kindern be-
kämpft, Saatgut angeschafft sowie die Wasserversorgung für die notlei-
denden Menschen in direkt betroffenen Regionen verbessert. Um Not-
verkäufe und Verluste von Herden zu vermeiden, werden außerdem 
Tiergesundheitsmaßnahmen durchgeführt und Futtermittel beschafft. 
Über diese Hilfsmaßnahmen werden rund 3 Millionen akut bedürftige 
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Menschen erreicht. Alle Maßnahmen werden sowohl mit den nationalen 
und regionalen Behörden als auch mit anderen Gebern abgestimmt und 
durch begleitende Beratungsmaßnahmen ergänzt. Die national übergrei-
fende Koordination erfolgt über UN-OCHA. 

Bei der Beschaffung von Saatgut, eine der kurzfristigen Hilfsmaßnah-
men im Rahmen der deutschen Unterstützung, wird von der GIZ darauf 
geachtet, dass das entsprechende Saatgut an die lokalen Bedingungen 
angepasst ist, die benötigte Qualität aufweist sowie dürreresilient und 
vor Ort verfügbar ist. Zum Zeitpunkt der noch in 2015 angelaufenen 
kurzfristigen Unterstützung war bereits das Ende der Saison erreicht, 
wodurch bei privaten äthiopischen Unternehmen die erforderliche 
Menge an Saatgut und die verlangte angepasste Art und Qualität nicht 
mehr zur Verfügung stand. Somit wurden die entsprechend benötigten 
Saatgutsorten durch die GIZ von den staatlichen äthiopischen Regional-
unternehmen beschafft. Als Empfänger des Saatguts wurden die beson-
ders von der Dürre betroffenen Kleinbauern durch die jeweiligen Distrikt-
verwaltungen in Zusammenarbeit mit den GIZ-Beratern vor Ort identifi-
ziert. Der Transport in die betroffenen Distrikte wurde von den regionalen 
Bureaus of Agriculture bereitgestellt. In der Liste anbei finden Sie die je-
weilig beschafften Sorten sowie Quantität und Hersteller. 

Im Rahmen der kurzfristigen Unterstützungsmaßnahmen im Jahr 2016 
wurden gerade die Anfragen der jeweiligen Regionen für die Saatgutbe-
schaffungen eingereicht; sie werden derzeit von der GIZ geprüft und in 
den kommenden Wochen bearbeitet werden. 

Die zentrale Herausforderung in Zeiten der Dürre, wie sie aktuell in 
Äthiopien herrscht, ist nicht die grundsätzliche Verfügbarkeit von Saat-
gut, sondern dessen Finanzierung durch die in Not geratenen Kleinbau-
ern, wenn sie durch die ausgefallene Ernte kein Einkommen erzielen 
können. Die Bundesregierung unterstützt daher genau diese Kleinbau-
ern, indem ihnen Saatgut vor Ort verfügbar gemacht wird. Eine Unter-
stützung beim Aufbau zusätzlicher Saatgutreserven ist derzeit nicht ge-
plant. 

Grundsätzlich zum Thema Saatgutverbesserung und Produktivitätsstei-
gerung arbeitet das vom BMZ geförderte Grüne Innovationszentrum in 
der äthiopischen Arsi-Region (spezifisch zu Weizen- und Bohnensaat-
gut). Ebenfalls im Bereich Saatgut aktiv ist ein vom Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) finanziertes Vorhaben, das 
äthiopische Institutionen fördert, die dafür zuständig sind, genetische 
Ressourcen zu erhalten und nachhaltig zu nutzen sowie Saatgut zu züch-
ten und zu verbreiten. Dazu werden Forscher, Züchter und Techniker der 
jeweiligen Forschungsinstitute und der Pflanzengenbank weitergebildet 
und Einrichtungen mit Geräten ausgestattet. 

Zudem wird die äthiopische Regierung dabei unterstützt, die internatio-
nale Vereinbarung zur Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen umzu-
setzen. Darüber hinaus nehmen organisierte Kleinbauern daran teil, ver-
bessertes Saatgut zu vermehren und es in den lokalen Wirtschaftskreis-
lauf einzubringen. Es ist geplant, die Zusammenarbeit zwischen dem 
Grünen Innovationszentrum des BMZ und dem Saatgutprojekt des 
BMEL zukünftig weiter zu intensivieren. 
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Übersicht der in 2015 durch die GIZ beschafften Saatgutsorten 

Art des Saatguts Doppelzentner Region Anbieter 

Weizen 2610 

Amhara 
Amhara Seed 

Enterprise 

 901 

Mais (BH 611) 1219 

Teff 1062 

Sorghum 826 

Mais 55,7 

Mais 75,45 

Oromya 
Haramaya 

Union 
Sorghum 19,13 

Sorghum 8,3 

Kartoffel 400 

 

Berlin, den 11. März 2016 
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